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Qubale. S. 441: Der. Wojewode von Kattowitz. / S. 42: 
Edingen. — Die Judenfrage vor dem Völkerbund. S. 


Der Wojewode von Kattowitz. 


Der polniſche Profeſſor Studnicki führt ſeit Jahren einen 
ebenſo hartnäckigen wie — bisher — erfolgloſen Kampf gegen den 
Kattowitzer Wojewoden Grazunſki. Eine der wichtigſten Epijoden 
dieſes Kampfes iſt der Prozeß, der gegen Studnicki wegen angeblicher 
Beleidigung Grazunſkis angeſtrengt wurde. Studnicki hatte in 
einer Konferenz der Volkszählungskommiſſare, die am 25. September 
1031 im Warſchauer Innenministerium zur Vorbereitung der polniſchen 
Volkszählung vom Dezember desſelben Jahres Jtattfand, Grazunſki 
als den größten Schädling des oberſchleſiſchen 
Polentums und feine Amtsführung als provokatoriſch be- 
zeichnet. Er wurde wegen dieſer Außerung zu drei Monaten Ge— 
jängnis verurteilt, jedoch wurde ihm auf Grund der Aumeſtie die Ver⸗ 
büßung der Strafe erlaſſen. ber den Verlauf des Projzeſſes hat 
Studnicki in einer 1 dem Titel „Die Regierungs- 
methoden in Schleien“ erſchienenen Broſchüre berichtet, ‚die, 
obwohl der Prozeß ſchon drei Vierteljahre und die Ereignilfe, die in 
ihm vor allem zur Sprache gekommen jind, ſehon mehrere Jahre zurück- 
liegen, doch noch allgemeine Beachtung verdient. 

Es muß vorausgeſchickt werden, daß es Studnicki nie darauf an- 
gekommen iſt, ſich an Grazunfki perfönlich zu reiben oder durch 
feine Angriffe auf deſſen Amtsführung irgendwelche parteipoli⸗ 
tiſchen Jutereſſen zu wahren oder gar Polen zu ſch aden. über 
einen derartigen Verdacht iſt Studnici erhaben: Er gehört als 
Hoſpitant zu demſelben „Unparteiiſchen Block für die Jufammenarbeit 
mit der Regierung“, zu deſſen führenden Perjönlichkeiten auch Gra⸗ 
zunſtei ſelber gehört. Er führt ſeinen Kampf gegen den ſchleſiſchen 
Wojewoden nur, weil er deſſen Tätigkeit für Polen als verhängnisvoll 
hält, weil deſſen Tätigkeit feiner Anſicht nach Polen im Aus- 
land kompromittiert und die Herſtellung des für 
Polen dringend notwendigen freundſchaftlichen 
Einvernehmens mit Deutſchland verhindert. Stud- 
nicki hatte ſich ſchon, bevor er in der erwähnten Konferenz gegen 
Grajunſki auftrat, wiederholt in perſönlichen Ausſprachen, in Briefen 
und Denkſchriften an maßgebende Politiker Polens, jo an Slawek, 
Pruſtor und Pilſudſki, mit der dringenden Bitte gewandt, dieſen 
Mojewoden aus ſeinem Amt zu entfernen; und im Herbſt 1950 hatte er 
Srazuufki persönlich in einem ſehr deutlich gehaltenen Schreiben er⸗ 
Tucht, Schleſien in Sukunft mit ſeiner unheiſvollen Tätigkeit zu ver⸗ 
ichonen: „Seit der Übernahme der ſchleſiſchen Wojewodschaft durch 
Sie“, jo heſßt es in diefem Brief u. a., „Haben Sie dieſes Kultur ⸗ 

and in ein Mazedonien verwandelt . .. Sie vergellen 
fortwährend, daß Sie Wojewode find, und fühlen ſich immer 
noch als Stabschef einer Aufſtändiſchenbande. Sie 
hatten weder genügend Verſtand, noch genügend VBerantworkungs- 
bewußtſein, noch Patriotismus genug, um Ihren Polten zu räumen ... 
Sie haben die Zugehörigkeit Schleſiens zu Polen 
erjbüttert. Se haben Polen in den Augen der Welt 
diskreditiert“. Auf dieſen Brief hat Srazunſki nicht reagiert. 
Erjt das Auftreten Studnickis in der Konferenz der Volkszählungs— 
kommijjare bat den Stein endlich ins Nollen gebracht. 

Studnicki hatte vor Gericht den Wahrheitsbeweis für ſeine gegen 
Grazunſki gerichteten Vorwürfe zu führen, und dabei kam es ihm 
die terroriſtiſche Sätigkeit des 


vor allem darauf an, 
Aufſtändiſchen verbandes feſtzuſtellen und das 
Verhältuls GSrazynſkis zu diejem Verbande zu 


klären. Es läßt ſich denken, daß ihm dieſe Beweisführung vom 


Gericht nicht leicht gemacht wurde. Die drohende Ungnade des allmäch- 
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tigen Wojewoden beeinträchtigte nicht nur die Unparteilichkeit des Ge- 
richts, ſondern ließ es auch ſogar manchen Entlaſtungszeugen mitunter 
als vatjam erscheinen, ſich an beſtimmte, für die Urteilsfindung des Ge- 
richtes wichtige Dinge „nicht mehr ju erinnern“. Ganz zu ſchweigen 
von den Zeugen der Grazunſki- Partei, deren Gedächtnis natürlich bei 
allen, ihnen verfänglich erſcheinenden Fragen verſagte. Von einer feind⸗ 
ſeligen Einſtellung des Auffſtändiſchenverbandes gegen die deutſche 
Atinderheit haben diefe Zeugen „niemals etwas gemerkt“. Von Terror- 
akten dieſes Verbandes, von Verſammlungsſprengungen und Überfällen 
iſt ihnen „niemals etwas zu Ohren gekommen“. Sie können ſich „nicht 
daran erinnern“, in der „Polka Zachodnia“ jemals etwas von Vor- 
eingenommenheit gegen Deutschland geleſen zu haben. Daß der Woje- 
wode Grazunſki mit Geldern, die für die notleidende Bevölkerung 
beſtimmt waren, den Aufftändiſchenverband finanziert haben ſoll, 


nehmen fie nur „mit Entrüſtung“ zur Kenntnis. Und wieſo der Wojewode 


mit den Handlungen des Aufſtändiſchenverbandes in Verbindung 


gebracht werden kann, will ihnen „völlig unerklärlich“ erſcheinen. Wenn 


aber von der deutſchen Neviſionspropaganda, von der „Verfolgung der 
Polen in Deutschland“, von dem „Oppelner Theaterfkandal“ und von 
anderen Dingen, die mit dem Prozeßlhema überhaupt nichts zu tun 
hatten, die Nede iſt, dann ſind ſie mit einem Male „vollkommen 
im Bilde“. 

Da wurde z. B. der Chefarzt des Knappfchaftskrankenhauſes in 
Loslau, Dr. Pawelec, ols Seuge vernommen. Er weigert ſich 
hartnäckig, dem Verteidiger Studnickis eine klare Antwort auf deſſen 
wiederholte Fragen nach der Tätigkeit des Aufſtändiſchen verbandes zu 
geben. Hier ein kleiner Auszug aus dem Frage- und Antwortfpiel 
zwiſchen Anwalt und Seuge: 2 

Wurden viele Verfammlungen gejprengt? 

Sch weiß es nicht. er le 

Sie haben Jo viel geſprochen, Herr Senator, vielleicht können Sie mir 
doch eine Aufklärung auf meine Frage geben? 

Sch weiß es nicht. 

Gab es malfenweile Verſammlungsſsprengungen? . 

Sch weiß nur, daß mir eine VerJammlung geſpreugt worden iſt. 

Haben Sie während der letzten Wahlen von Cerrorakten gehört, die 
vom Aufſtäudiſchenverband verübt worden ſind? a 

Sch bin jtolz darauf, daß ich am dritten Aufſtand teilgenommen habe, 
und ebeuſo jtolz bin ich, daß ich dieſem Verbande angehöre. 

Welchen Anteil nahmen die Aufſtäudiſchen an den Wahlen? 

Sch möche feſtſtellen, daß ich als Aufſtändiſcher davor warne, dieſen 
Verband zu verleunden .. 55 

Das genügt wohl, um den Seiſt, in dem dieſer Prozeß geführt 
wurde, zu charakteriſieren. So widerſpeuſtig ſich dieſer Zeuge beuahm, 
wenn er auf Fragen nach der Einjtellung des Wojewoden und des 
Aufſtändiſchenverbandes zur deutſchen Minderheit und zu den polni- 
ſchen Oppoſitionsporteien antworten ſollte, jo beredt wurde er dann, 
wenn ihm das Gericht die Möglichkeit gab, ſich über die „Staats- 
gefährlichkeit“ und die „terroriſtiſchen Propagandamethoden“ des 
Deutschen Volksbundes zu äußern. Bei der Volkszählung, Jo 
meint Dr. Pawelec in diefem Suſammenhang u. a., hätte es in Ojtober» 
ſchleſien nur 7,5 v. H. Deutsche gegeben; und in den deutſchen Min- 
derheitsſchulen befänden ſich nur 9 v. H. der oſtoberſchleſiſchen 
Kinder. Bei den Wahlen im Jahre 1928 aber hätten 3,4 v. H. 
und im Jahre 1950 immer noch 20 v. H. für die deutſche diſte geſtimmt. 
Alo, Jo argumentiert Dr. Pawelec daun, hätten die Deutjihen einen 
erheblichen Teil der Oberſchleſier, die ſich bei der Volkszählung und 
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bei der Einschulung ihrer Kinder „als Polen bekannt“ hätten, 
„gezwungen“ (0, für die deutſche Liſte zu ſtimmen. Dazu ſeien die 
Deutjchen dank ihrem Einfluß auf Landwirtschaft und Industrie in der 
Lage. Wirklich, eine verblüffende Logikl Darauf ijt der kluge Dr. Pa- 
welet die Antwort allerdings ſchuldig geblieben, warum die Deutſchen 
es wohl unterlaffen haben mögen, die Oberſchleſier — ebenſo wie bei den 
Wahlen — auch bei der Volkszählung und bei der Einſchulung ihrer 
Kinder auf ihre Seite zu „zwingen“. Und das Gericht war entgegen- 

kommend genug, den Zeugen nicht nach den Urſachen diefer ſonderbaren 
Erſcheinung zu fragen. 


Es muß doch ſchlimm ſtehen um einen Wojewoden, der zur Rettung 
jeiner Ehre Leute aufbieter muß, deren ſtärkſte Waffe vor 
Gericht die Vergeß lichkeit it. Die von Studnicki erhobenen 
Vorwürfe gegen Srazunſki laſſen ſich auf ſolche Weile ganz gewiß 
nicht entkräften: „Der Wojewode Grazunſki hat durch ſein Vorgehen 
unfere internationale Stellung gefährdet und uns vor der Welt koti= 
promittiert. Das kann für uns ſchädliche Folgen haben; ja, es ge- 
fährdet ſogar die Zugehörigkeit Schleſlens zu 
Polen. Als der Wojewode Grazunſki die Wojewodſchaft übernahm, war 
er nicht bemüht, die freundliche Zufammenarbeit des polniſchen Elements 
mit. dem, Pertichor. Klanantac Fr dern, im. egi, or. hg. in. 

ftändige Vergrößerung der Gegenſätze erreicht 
Er hat aus Schleſien die fürdie Entwicklung der Induſtrie 
unentbehrlichen (deutſchen) Fachleute entfernt... 
Gegen Ende der oder Jahre hat Rußland eine Verfügung gegen die Aus- 
länder (d. h. gegen die Deutſchen) in der Induſtrie Kongreßpolens er- 
laſſen, um deren Ronkurrenzfähigkeit mit der Induſtrie des Moskauer 
Reviers zu verringern. Damals waren wir“, ſagt Studnicki, „die Mär- 
turer fremder Übermacht und heute ſind wir, indem wir die ausländi- 
ſchen Fachleute nicht zulaffen, fie ausweisen und ſchikanieren, die Mä ſr⸗ 
tyrer unjeres eigenen Un verſtandes“. Studnicki be⸗ 
zweifelt die politiſchen, pluchologiſchen und verwaltungstechniſchen 
Fähigkeiten des Wojewoden, und er charakterijiert die geiſtige Ein- 
ſtellung, aus der heraus Grazunſki, diefer ehemalige Stabschef der Oſt— 
gruppe der Aufſtändiſchen, die oberſchleſiſche Frage behandelt, ganz 
richtig, wenn er u. a. ſagt: „Es bedarf einer großen geiſtigen An⸗ 
paſſungsfähigkeit, um von einer kriegeriſchen Tätigkeit zu einer fried⸗ 
lichen, von der Tätigkeit eines Stabscheſs im Bürgerkriege zur Tätig- 
keit eines Wojewoden überzugehen. Dieſe Seſchmeidigkeit 
des Geiſtes hat Grazunſki nicht bewieſen“. Als er, 
der Salizier, als Wojewode nach Kattowitz kam, war ihm die ober- 
ſchleſiſche Bevölkerung fremd. Um ſich eine Stütze und 
ein Werkzeug für die Durchführung ſeiner politiſchen Pläne zu ſichern, 
mußte er ſich mit den Leuten vom Aufftändifchenverbande verbinden. 


Verſtändigung und Gummiknüppel. 


Man braucht nicht miteinander befreundet zu ſein, um ſich 
miteinander verſtändigen zu können. Das darf man nicht ver⸗ 
ejfen, wenn man von einer deutſch⸗polniſchen Verſtändigung Jpricht. 
Am 9. Oktober haben in Warſchau zwiſchen deutſchen und polniſchen 
Regierungspertretern Verhandlungen mit dem Siel eines Abbaus der 
beiderseitigen wirtschaftlichen Kampfmaßnahmen begonnen; zu gleicher 
Geit finden in Berlin Verhandlungen ſtatt, in denen die Möglichkeit 
eines gemeinſamen Vorgehens in der Noggenexportpolitik geprüft 
werden ſoll. Es iſt wohl nicht überflüffig, darauf hinzuweiſen, daß 
es ohne die entſchloſſene Initiative der nationalſozialiſtiſchen Regierung 
in Danzig ſchwerlich ju dieſen deutſch-polniſchen Beſprechungen ge⸗ 
kommen wäre. Das Danziger Vorgehen hat Polen überhaupt erſt 
für den Verſuch einer Verſtändigung mit Deutfchland empfänglich 
gemacht. Es liegt freilich vorerft kein Anlaß zu weitgeſpannten Hoff- 
nungen vor. 

Wenn es zu einer Verſtändigung zwiſchen Deutſchland und Polen 
kommen ſollte, dann wird ſich dieſe vorläufig wohl nur auf 
einige wirtschaftliche Einzelfragen beziehen. An eine Wieder- 
belebung des J. 3. nicht ratifizierten Rauſcher⸗- Abkommens 
von 1030 iſt gar nicht zu denken. Am eheſten wird es möglich ſein, 
dort zu einer Verſtändigung zu gelangen, wo Deut ſchland und 
Polen mit ihrer Ausfuhr auf dritten Märkten als 
Konkurrenten auftreten. Das iſt vor allem bei der agrariſchen 
Ausfuhr, aber zum Teil auch beim Export induftrieller Produkte der 
Fall. Diefer Auffaſſung ſcheint auch die polniſche Regierung zu ſein. 
„Wenn es uns gelingen würde“, erklärte Oberſt Beck dem Genfer 
Vertreter der CTelegraphen-Union gegenüber, „auf jenen Gebieten die 
Konkurrenz durch eine gemeinſame Verſtändigung zu erſetzen, hätten 
wir dadurch einen bedeutenden Schritt auf dem Wege der Normali- 
ſierung unſerer Wirtſchaftsbeziehungen verwirklicht.“ Auf der Balis 
einer derartigen Exportverſtändigung wäre es dann vielleicht auch 
möglich, zu einer ſchrittweiſen Verſtändigung im direkten Handels- 
verkehr zu gelangen. Hier ſoll zunächſt verjucht werden, Zug um Zug 
einen Abbau der beiderſeitigen Kampfmaßnahmen durchzuführen. Was 
Deutſchland anlangt, To iſt ihm beſonders an der Gewährung zoll— 
begünſtigter Einfuhrkontingente für ſolche Waren gelegen, 
für die in Polen allgemeine Einfuhrverbote beſtehen. Und Polen 
wünſcht, daß Deutſchland Jeinerfeits auf die Anwendung des Obertarifs 
auf die Einfuhr polniſcher Waren verzichtet. 

Am 11. Oktober iſt der neue polniſche Zolltarif in 
Kraft geſetzt worden. Er iſt an die Stelle des alten, in ſeinen Srund⸗ 
lätzen noch aus der ruſſiſchen Zeit ſtammenden Tarifes getreten. Er 
ift ſtärker purchgegliedert als diefer und ſtellt mit ſeinen 4500 Poſitionen 


36 hir jeid die einzigen, die das Recht haben, das 
Land zu repräſentieren“. Mit dieſen Worten hat Grasyufki 
feine Semeinfchaft mit dieſem Verbande dokumentiert, in dem ſich nach 
den Worten Studnickis neben einigen SIdealifien eine 
Menge „Entgleifter und Krimineller“ und „olele 
Leute mit primitiden Umgangsformen und einer 
niederen Ethik“ befinden. Die Politik, die Srazunpki 
betreibt, ijt eine Politix, wie ſie den moraliſchen Prinzipien diejes 
Verbandes entſpricht. Es iſt eine Politik der Gewalt und 
des Terrors, deren Weg gekennzeichnet iſt durch 
ſtrafloſe Korruption und geſetzlich geförderten 
Diebſtahl; es iſt die Politik eines Landfremden, der in dem Lande, 
das ihm als höchſten Beamten anvertraut wurde, einen Öegenjtand 
hemmungsloſer Ausbeutung ſieht. 

Studnicki bezeichnet den Kattowitzer Wojewoden vor allem des⸗ 
halb als einen Schädling der polniſchen Intereſſen, weil diefer durch 
ſeine den inneren Frieden und die Wohlfahrt des Landes gerſtörende 
Amtsführung in der Bevölkerung Oſtoberſchleſiens das Sefühl 
der Suſammengehörigkeit mit dem polniſchen 
Staat untergräbt. Er ſtellt in der Vorrede zu ſeinem Prozeß 
bericht ausdrücklich feſt, daß Oſtoberſchleſien von Deutſch⸗ 
land losgetrennt worden iſt, weil nach dem Willen 

Frankreichs die induſtrielle Stärke des Deutſchen 
Reiches nachhaltig geſchwächt werden Sollte Es 
hätte, fo meint Stunici, im ureigenſten Intereſſe Polens gelegen, 
dieſes durch den Machtwillen Frankreichs (und nicht durch den 
freien Willen der Bevölkerung!) an Polen gefallene Land in natio⸗ 
naler und wirtſchaftlicher Hinſicht mit äußerſter Schonung und Su- 
vorkommenheit zu behandeln. Aber Polen hat es nicht verſtanden, 
bier moralische Eroberungen zu machen. Es hat ſich die Sumpaihien 
der alteingeſeſſenen Bevölkerung Oſtoberſchleſiens, und zwar nicht nur 
der deutſchen, gründlich verſcherzt. Es hat weder die Fähigkeit, noch 
den Willen bewieſen, die Wirtfehaft dieſes hochinduſtriellen Landes 
organiſch fortzuentwickeln und der Bevölkerung den aus preußilcher 
geit überkommenen kulturellen Lebensſtand zu erhalten. Es hat in 
Oſtoberſchleſien niemals etwas anderes als ein Objekt kolonialer Aus- 
beutung geſehen, deſſen Schätze und Menſchen gerade gut genug dazu 
find, daß ſich zweifelhafte Exijtenzen aus dem Often an ihnen be⸗ 
reichern und ſie zum größeren Nuhme der Warſchauer Machthaber 
vergeuden. „Man möchte“, jagt Polonius in jeiner „Oſtoberſchleſien 
als Polens Kolonie“ betitelten Schrift, „aus dem haſtigen Raubbau 


faſt ſchließen, daß die Machthaber in Warſchau ein. 
langes Verbleiben bei Polen ſelber nicht für 
wahrſcheinlich halten.“ 


Dr. Kredel. 


ein umfangreiches, kompliziertes Geſetzeswerk dar. Er iſt ein Doppel- 
tarif mit zwei Spalten, von denen die erjten die Sätze des Obertarifes 
enthält, der auf die Wareneinfuhr aus denjenigen Ländern Anwendung 
findet, mit denen Polen, wie 3. B. mit Deutjchland, keine handels- 
vertraglichen Beziehungen unterhält. Die zweite Spalte ſtellt den 
Vertragstarif dar, deſſen Sätze durchschnittlich 25 v. H. tiefer als die 
des Obertarifes liegen. Außerdem ijt der Sinanzminiſter hinſichtlich 
der Einfuhr von Nohſtoffen und ſolcher Waren, die in Polen nicht 
oder nicht in zureichender Menge hergeſtellt werden, zu Sollbefreiungen 
und -nachläffen ermächtigt. Wenn es zwiſchen Deutſchland und Polen 
jetzt zu keiner Verſtändigung kommt, werden automatiſch die Sätze 
des polnischen Obertarifs auf die deutſche Einfuhr nach Polen, um- 
gekehrt aber auch die Sätze des deutschen Obertarifes auf die pol= 
niſche Einfuhr nach Deutſchland Anwendung finden. Das würde ein 
weiteres ſtarkes Abſinken des beiderfeitigen Warenaustauſches, eine 
weitere Verſchärfung des nunmehr ſeit acht Jahren währenden 
deutſch-polniſchen Sollkrieges bedeuten. Daran iſt keine Partei inter- 
eſſiert. Am wenigſten Polen, deſſen Ausfuhr nach Deutſchland 
immerhin noch etwa 18 v. H. feiner Geſamtausfuhr ausmacht, während 
auf der anderen Seite der Export nach Polen nur I—2 v. H. des 
deutſchen Geſamtexports beträgt. 

Trotzdem ſteht — was Polen anlangt — der Beginn der deutſch⸗ 
polniſchen Wirtſchaftsverhandlungen unter einem wenig glücklichen 
Stern. Denn während die polniſchen Unterhändler in Berlin und 
Warſchau von wirtſchaftlicher Verſtändigung ſprechen und die fried⸗ 
fertigen Abſichten ihrer Regierung beteuern, verſtärkt ſich von Tag ut 
Cag der Terror, mit dem dieſe ſelbe Regierung die deutſche Minder 
heit und die deutſchen Kapitalsintereſſen innerhalb ihres Hoheits- 
gebietes verfolgt. Es wiederholt ſich dasjelbe Spiel, das Deutſchland 
ſchon mehrfach bei ſeinen Wirtſchaftsverhandlungen mit Polen, Litauen 
und anderen Staaten mit ähnlich ungeſchliffenen diplomatiſchen Um- 
gangsformen erlebt hat. Die Regierungen dieſer Staaten haben die 
Angewohnheit, gerade dann, wenn ſie mit Deutſchland zu verhandeln 
beginnen, neue Gewaltmaßnahmen gegen die deutſchen Volksgruppen 
ihrer Staaten in die Wege zu leiten, wohl in der Hoffnung, daß 
Heutſchlaud bereit ſein wird, ihnen für die Befreiung ſeiner be- 
drängten Volksgruppen von Hieſen Maßnahmen handelspolitiſche 
Vorteile zu bieten. So war es erſt kürzlich bei Litauen, und bei Polen 
iſt es gegenwärtig nicht anders: Srazunſki hat ſeine oft „bewährten“ 
Auffſtändiſchenbanden gegen die deutſche Minderheit mobilijiert. Der 
Sedanke liegt jedenfalls nahe, daß die neue verſtärkte Aktivität der 
Aufftändiſchen in Oſtoberſchleſien mit dem Beginn der deutſch⸗polniſchen 
Wirtſchaftsbeſprechungen in einem urſächlichen Suſammenhang ſteht, 


Die Verhandlungen mit Litauen find nicht juletzt an dieſer öſtlichen 
Erprejertaktik gescheitert. Und daß auch der Gang der deutſch⸗ 
polniſchen Verhandlungen durch ſolche Methoden nicht erleichtert wird, 
liegt auf der Hand. vr i 

Es ift bekannt, daß die Warſchauer Regierung mit der Abſicht 
umgeht, durch eingreifende Maßnahmen die oſtoberſchleſiſche 
önduſtrie völlig zu polonifieren. Vor einiger Seit 
war einmal von einer Entſchuldung der Induſtrie 
durch eine zwangsweiſe Abwertung ihrer Verpflichtungen gegenüber 
den reichsdeutſchen Banken die Rede. In letzter Zeit heißl es, daß 
die polniſche Regierung die in deutſcher Hand befindlichen Induſtrie— 
aktien aufzukaufen gedenkt. Auch der Geſetzentwurf zur Swangs⸗ 
kartellierung der Hüttenindujtrie läuft ſchließlich auf eine Schwächung 
des deutſchen Einflujfes hinaus. Das deutſche Kapital wird durch 
fortgeſetzte ſtaatliche Eingriffe ſuſtematiſch und in einem Maße ent- 
wertet, daß dieſe Entwertung ſchließlich nahezu einer Enteignung 
gleichkommt. Auf dieſe Weile wird einer der weſentlichſten Faktoren 
einer deutſch-polniſchen Wirtſchaftsverſtändigung, das deutſche Kapital 
in Polen, zerſtört. 

Wo ſich gegen die ſtändig wachſende Gefahr dauernder Entrechtung 
und Proletariſierung das oſtoberſchleſiſche Deutſchtum zu engerer Ge- 
meinschaft zuſammenzufchließen verſucht, werden feine Beſtrebungen von 
den polniſchen Behörden mit allen Mitteln gehemmt. Die chauviniſtiſche 
Preſſe hat bereits begonnen, das Verbot der Deutſchen Partei, des 
Deutſchen Bolksbundes und der Jungdeutſchen Partei zu verlangen; da⸗ 
bei Jcheint das tſchechiſche Vorbild auf die deutſchfeindlichen Gemüter in 
Polen „anregend“ zu wirken. Der Aufſtändiſchenverbaud hat 
am 8. Oktober auf ſeiner 13. Hauptverſammlung im Beiſein des Woje- 
woden Grazynjki von den Behörden gefordert, daß ſie mit allen ihnen 
zu Gebote ſtehenden Mitteln gegen die deutſche Preſſe vorgehen und 
rück ſichtslos die deutſchen Organiſationen, insbeſondere die vom 
nationallozialiſtiſchen Geiſte erfüllten deutſchen Jugendverbände auf- 
löſt. Weiter wurde die Poloniſierung der Induſtrie, die Beſetzung 
aller maßgebenden Wirtſchaftspoſten mit polniſchen Beamten und die 
Verteilung der Angeſtellten- und Arbeiterjtellen in der Industrie unter 
Deutſche und Polen nach Maßgabe der Ergebniſſe der Volkszählung ver- 
langt. Der Aufftändiſchenverband hat ſich noch niemals damit begnügt, 
bloße papierene Reſolutionen zu fafſen. Er hat im Reihe Grazunfkis 
die Macht, ſeinen Beſchlüfſen den gehörigen Nachdruck zu geben. 
Man weiß aus Erfahrung, wie Aufſtändiſche und Behörden ſich 
gegenjeitig die Bälle zuzuſpielen verſtehen: Die Behörden leiten die 
neuen Maßnahmen gegen die deulſche Minderheit ein. Sie geben 
damit den Aufſtändiſchen das Zeichen zum Angriff. Dann kommt es 
zu Terrorakten, die den Behörden wiederum im Namen der go— 
jährdeten Ruhe und Ordnung den gewünſchten Anlaß zu ihrem weiteren 
Vorgehen die deutſche Minderheit geben. Dieſes alte Spiel 
wiederholt ſich auch jetzt. Das Siel iſt die Auflöſung derjenigen 
deutſchen Parteien, die entſchloſſen Jind, ſich zur Deutſchen Volks- 
gemeinſchaft zuſammenzuſchließen. Der Hauptangriff richtet ſich dabei 

egen die Heime des Deutſchen Bolksbundes, die den 
ngebörigen der deutſchen Minderheit als Sammelpunkte ihres ge- 
jelligen und kulturellen Lebens dienen. Die Behörden bemühen 


ſich, „belaftendes Material“ gegen die Volksbundheime ausfindig zu 
machen. Allenthalben finden in dieſen Heimen polizeiliche Durch- 
ſuchungen ſtatt oder tauchen behördliche Kommiſſionen auf, um zu 
prüfen, ob die Heime „den fanitären und baupolizeilichen Anforde» 
rungen entsprechen“. Wegen der lächerlichſten Kleinigkeiten werden 
den Heimleitungen Schwierigkeiten gemacht. So wird 3. B. bemängelt, 
daß die Stühle in manchen Verſammlungsräumen nicht angeſchraubt 
ſind oder daß dort keine elektriſche Ventilation angebracht ift — und 
das kommt in kleinen Ortſchaften vor, die überhaupt keinen Anſchluß 
an eine elektrische Kraftanlage beſitzen! Velaſtendes Material, das 
eine Schließung der Heime rechtfertigen könnte, wird natürlich 
nirgends gefunden. Da jest daun die Aktion der Aufſtändiſchen 
ein. Sie hat am 9. Oktober ſchlagartig mit einer Serie von 
Aberfällen auf deutſche Volksbundheime begonnen. 
Im Volkesbundheim in Borken ſollte an dieſem Cage eine Ver- 
Jammiung der Volksbundmitglieder aus Eichenau und Umgebung ſtatt⸗ 
finden. Ein Trupp von 50 bewaffneten Aufftändiſchen umſtellte das 
Haus; eine Gruppe von ihnen drang in den Versammlungsraum ein 
und trieb die dort bereits anweſenden Deutſchen hinaus. Dieſe 
wurden von der polnifchen Bande mit Gummiknüppeln und anderen 
Schlagwerkzeugen empfangen, ſchwer mißhandelt und zu Boden ge- 
chlagen. Darauf wurden im Heim die Wände, Ciſche, Stühle und 
Bilder mit Ceerfarbe verſchmiert; die Möbel wurden zerſchlagen und 
die Senſterſcheiben zertrümmert. Im ganzen wurden hierbei zwölf 
Deutſche zum Teil erheblich verletzt. Die Verſammlung wurde „zur 
Aufrechterhaltung der Ruhe und Ordnung“ verboten. Ein ähnlicher 
Überfall ereignete ſich auf das Volksbundheinm in Groß -Chelm. 
Auch in Sollaſſo witz, das durch den Aufftändiſchenterror während 
des Wahlkampfes im Jahre 1930 eine traurige Berühmtheit erlangt 
hat, wurde das Heim des Volksbundes zerſtört. Außerdem wurden 
dort mehreren deutſchen Bewohnern die Fenſterſcheiben zerſchlagen; 
dabei wurde ein Kind durch einen Steinwurf verletzt. Am ſelben 
Tage wurde weiter das Volksbundheim in Granit von Mitgliedetn 
des Aufftändifchenverbandes erbrochen; die Einrichtung wurde zer- 
ſchlagen, die Bücherei wurde verbrannt; die 7ojährige Frau des Heim- 
warts wurde, als ſie den Plünderern entgegentreten wollte, zu Boden 
geſchlagen. In Kapain wurde im Volksbundheim und in der 
Wohnung des Heimwarts die "Einrichtung zum Teil demoliert, zum 
Teil von den Aufſtändiſchenbanditen geſtohlen; auch hier wurden 
mehrere Deutſche verletzt. In Neu- und Alt-Berun, Koſtow und 
anderen Orten wurden von den Aufltändilchen Demonſtrationsſige 
veranſtaltet; deutſche Paſſauten wurden grundlos verprügelt; die 
Senfter deutſcher Wohnungen wurden durch Steinwürfe zertrümmert, 
die Häuſerfronten mit Teerfarbe verfchmiert uff. Auf das Schloß des 
Prinzen von Pleß, des Vorſitzenden des Deutschen Volksbundes, wurde 
von Aufftändiſehen ein Überfall unternommen; Senſterſcheiben und Ein 
richtungsgegenſtände wurden durch Steinwürfe beſchädigt; die Garien- 
anlagen wurden zertrampelt. Wiederholt wurden in die Wohnungen 
deutſcher Minderheitsangehöriger brennende Fackeln geworfen. — Eine 
neue Schreckensseit hat für die Deutſchen begonnen. Grazunſkei hat 
ſeinen Pöbel mobilifiert. Und derweil wird in Berlin und Warſchau 
über den Abbau der wirtſchaftlichen Kampfmaßnahmen verhandelt. 


Das Programm der NSN. 


Die „Blufkawica“ („Der Blitz), das Kattowitzer Organ der 
polniſchen nationalſozialiſtiſchen Arbeiterpartei, veröffentlichte 901 län- 
gerer Seit das Programm dieſer Partei: g 

J. Die NS PN. ſteht auf dem Standpunkt eines rükjichtslofen 
Schutzes Unabhängigkeit des polniſchen 

Staates. 8 
2. Die RS PN. bekämpft den Separatismus und zerſchlägt 

mit vollem Bewußtſein die künstlichen Spaltungsmauern im Volke. 

3. Die NS PN. ſteht auf dem Grunde der Notwendigkeit der 
Liquidation des kapitaliſtiſchen Suftems und des 
Aufbaues neuer gemeinwirtſchaftlicher Formen ſowie der rück⸗ 
ſichtsloſen Liquidation Jämtlicher Sundikate, Kartelle, Trufte ufw. 
Dieſes neue Suſtem muß dem geſamten Einzelhandel die gleiche 
Exiſtenzmöglichkeit zuſichern. . g 

4. Die NS PN. ruft einen allgemein⸗polniſchen Wirt⸗ 
ER ins Leben, welcher ſich aus Vertretern ſämtlicher 

rbeitsfweige zuſammenfetzt zum Swecke des kulturellen Auf- 
baues des Landes auf weite Sicht, da in Polen alle Vorbedin- 
gungen für einen Teen Plan vorhanden find. 

5. Die NSPR. ſteht auf dem Standpunkt, daß Polen als Agrar- 
land dazu schreiten muß, den Grundbejit von Nicht- 
polen auf zulöſen. 

6. Die NS PR. ſtellt jeſt, daß ein Bürger nur ein Volks- 

genoſſe ſein kaun; Volksgenoffe kann wiederum nur ein Pole 

jein, in welchem rein ariſch⸗lawiſches Blut fließt. 

Ein Jude kann kein Bolksgenoſſe ſein. 

. Die NS PN. kämpft gegen alle internationalen Abmachungen; ſie 
verlangt völlige Neliglonsfreiheit, ſoweit dieſelbe nicht den mora⸗ 
liſchen Geſetzen widerſpricht. . 

8. Die NS p. ſieht allein in der ehrlichen Arbeit und in der 
Ausführung der den Volksgenoſſen auferlegten Pflichten gegen- 
über Voll und Staat die Aufgabe jedes Volksgenoſſen. Die 

ehrliche Pflicht eines jeden Volksgenoſſen iſt es, an jeder auf⸗ 
bauenden Arbeit teilzunehmen. 


der 


— 


9. Die NS PN. will die Frau wieder in ihren alten Stand als 
Ehefrau und Mutter eines gefunden polniſchen Nachwuchſes u- 
rückführen. 

Die NS PN. fordert: . 
Nichtanrührung der polniſchen Grenzen, freien Zutritt 
zum Meere, damit die polnische Flotte den Flotten anderer Länder 


gleichgeſtellt wird. 


Die rückſichtsloſe Auflöfung aller Parteien, welche die 
Einheit des fou Volkes jerſchlagen oder die ſtaatliche Aufbau- 
arbeit hindern. PEN 

Die Berftaatlihung des Großhandels und die rük- 
ſichtsloſe Parzellierung großer Landeigentümer zugunsten der Arbeiter 
und Bauern, welche ein Stück Land und eine angemeſſene Wohnung 
haben müſſen. Die Arbeitsloſigkeit muß für immer verſchwinden. 

Die Mobilifierung des geſamten inländiſchen 
Kapitals, die rückſichtsloſe Einziehung des durch polniſche Bürger 
im Ausland angelegten Kapitals und die Konfiszierung von unehrlich 
erworbenem Eigentum zugunſten des Staates. se 

„Die Entlaſtung des Budgets durch Heranziehung von Sträflingen, 
die wegen Landesverrat, Deſertion, Beſtechung und Korruption be= 
ſtraft find, zu gemeinnütziger Zwangsarbeit, 7 

Die rückſichtsloſe Durchführung des Leitfatzes: „Jeder mit den. 
Seinen“ bei Aufträgen und Beſtellungen und das Meiden jüdiſcher 
Werkſtätten und Läden. Wir unterdrücken alle brutalen Kampf- 
methoden, wie Überfälle uſw. ‚ . . 

Rückſichtsloſe Verhinderung der Korruption ſowie der inter- 
nationalen marxiſtiſchen und kommuniſtiſchen Phraſen. 

Die Bildung und Erhaltung eines gefunden Mitteljtandes. 

Hilfe für die unbemittelte Jugend, damit dieſe durch ſtaatliche 
Hilfe ihr Studium durchführen kann. 

Das Verbot der auti⸗polniſchen und demoragliſie: 
renden Preſſe und Literatur ſowie aller Unternehmen und 
Gewerbe, welche die Gefühle des polniſchen Volkes verletzen. 
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Danzig und Gdingen. 


Der Präſident des Danziger Hafenausſchuſſes, Benzinger, it 
in einem Warſchauer Blatt, der „Siota Polska“, der in Polen all» 
gemein verbreiteten Auffaſſung, daß der Danziger Hafen weder 
fechniſch noch organiſatoriſch den Bedürfniſſen der polniſchen Ein- 
und Ausfuhr genüge, entgegenzutreten. Va dieſe Außerungen von 
neutraler Seite ſtammen — Benzinger ift Schweizer — verdienen 
jie beſondere Beachtung. Ju dem Artikel heißt es J. B.: „Der 
Danziger Hafen hat ſich die ganzen vergangenen 
zehn Sabre hindurch äußerſt elaſtiſch den Wirt- 
ſchaftsbedürfniſſen Polens angepaßt. Das war viel- 
fach mit großen Roften verbunden. . .. Die Exportziffern 
überstiegen von 1923 an die Vorkriegszahlen, was eine Vergrößerung 
der Ladeeinrichtungen und Lagerräume verlangte. Der Hajenaus= 
ſchuß hat in den Jahren 1993 bis 1926 daher eine Neihe neuer 
Land⸗ und Waſſerplätze geſchaffen, was es dem Dan- 
ziger Hafen ermöglichte, im Jahre 1927 der größte Holz- 
exportbafen der Welt zu werden. Ein zweiter Beweis für 
die Anpaffung der Hafeneinrichtungen an die Bedürfniſſe des pol⸗ 
niſchen Wirtſchaftslebens“, ſchreibt Benzinger weiter, „it die Frage 
des Kohlenexports. ... Der Hafenausſchuß ging unter 
großem Koſten aufwand dazu über, die Verladung zu 
mechaniſieren. Die bedeutendsten Teile des Hafens wurden mit 
einer großen Menge von Kränen verſehen. Außerdem wurde ein 
beſonderes Baſſin bei Weichſelmünde gebaut, deſſen 
Kohleladeein richtungen das letzte Wort der Cech⸗ 
nik find. Cbenſo ſtellte ſich die Frage der Einrichtungen für den 
Rohſtoffimport der Hütteninduſtrie und der chemi⸗ 
ſchen Induſtrie, für den Stückgutverkehr uff. Heute 
fleht der Danziger Hafen in dieſer Beziehung in der Neihe der 
am beiten ausgebauten Häfen Europas.“ Dieſe Aus- 
führungen laſſen die ganze Verlogenheit der polniſchen Propaganda 
erkennen, die die „Notwendigkeit“ des Ausbaues des Gdingener 
Hafens ſtets mit der angeblich techniſchen Unzulänglichkeit des Dan 
ziger Hafens zu „erklären“ beſtrebt war. Mit welchen Tricks übrigens 
die polniſche Propaganda das Ausland von der techniſchen über- 
legenheit Sdingens Danzig gegenüber zu überzeugen verjuchte, zeigte 
einmal eine in einer amerikanijchen Zeitung veröffentliche Gegenüber- 
ſtellung zweier Hafenanſichten von Danzig und Sdingen. Auf dem 
Bilde von Gdingen waren eine Reihe der neuen Kräne zu ſehen. 
Von Danzig aber wurden nicht etwa die neuen, modernen Anlagen 
von Weichſelmünde gezeigt, ſondern die als mittelalterliche 
Stadtanlage ſehr reizvolle und charakteriſtiſche Partie an der Mottlau 
mit dem Krantor und Speicherinfell . 
Ebeuſo wie die Lüge von der techniſchen Nückjtändigkeit des 
Danziger Hafens wird von Benzinger in dem erwähnten Artikel die 
andere Lüge von den wirtſchaftlichen, ſprachlichen und perſönlichen 
Schwierigkeiten, die dem polniſchen Kaufmann in Danzig angeblich be⸗ 
reitet werden, richtig geſtellt: Der Hafenausſchuß habe, fo führt 
Benzinger aus, niemals gezögert, im Nahmen des Möglichen und 
nach Maßgabe der Bedürfuiſſe des polniſchen Exporteurs die Hafen- 
abgaben zu ſenken. Die Abgaben ſeien von 1,20 Zloty je Tonne im 
Jahre 1924 auf 0,52 Zloty herabgeſetzt worden. Und dem Beifpiel 
des Hafenausſchuſſes ſelen auch die privaten Danziger Firmen gefolgt; 
Jo Jeien 3. B. die Verladungskojten für Holz von 16 Schilling im Jahre 
1924 auf 7 Schilling (in Hold) im Jahre 1933 geſunken. „Wir ſtellen 
alſo“, ſagt Benzinger, „auf diefem Gebiete eine für den polniſchen 


Intereſſenten günftige Entwicklung der Verhältniſſe feſt. Sn ſprach ; 
licher Hiujicht“, heißt es dann weiter, „werden der Jufammen⸗ 
arbeit des polniſchen Intereſſenten mit dem Hafenausſchuß keiner 
lei Schwierigkeiten gemacht.“ Denn der Hafenausſchuß be⸗ 
ſchäftige eine ganze Reihe polniſcher Beamter; man könne mit ihnen 
ebensogut deutſch wie franzöſiſch oder polniſch korreſpondieren. Außer- 
dem gebe der Hafenausſchuß zur Orientierung der Intereſſenten all- 
jährlich eine Broſchüre mit Informationen und fortlaufend Berichte 
über die ein- und auslaufenden Schiffe in polniſcher Sprache heraus. 
Schließlich beſitze der Hafenausſchuß zur Erleichterung des unmittel- 
baren Verkehrs mit, den polniſchen öntereſſenten auch noch eine 
ſtändige Vertretung in Warſchau. 


Es wird wenige Polen geben, denen das, was der Präſident des 
Danziger Hafenausſchuſſes hier über die Leiſtungsfähigkeit des Dau- 
ziger Hafens gejagt hat, bekannt if. Die polnifche Öffentlichkeit 
wurde von ihrer Preſſe und auch von ihrer Regierung über den 
Danziger Hafen Jahre hindurch in ganz anderem Sinne belehrt. Da 
hieß es ſtets, daß die Danziger verbohrte Querköpfe ſeien, die aus 
purem Haß dem ſeewärtigen Außenhandel Polens alle nur erdenk- 
lichen Schwierigkeiten bereiten, daß Danzig völlig veraltete Hafen- 
anlagen beſitze und weder räumlich noch techniſch den Handelsbedürf⸗ 
niſſen des polniſchen Hinterlandes entſpreche. Wäre die polniſche 
Öffentlichkeit nicht in ſolch unerhörter Weiſe über die Leiſtungs⸗ 
fähigkeit und Leiltungswilligkeit des Danziger Hafens belogen worden, 


dann hätte fie der koſtſpieligen Hafenpolitik, die ihre Regierung in 


Gdingen betrieben hat und noch heute betreibt, wohl nur mit ge⸗ 
ringerer Bereitwilligkeit Folge geleiſtet. Danzig iſt nach dem Abſchluß 
des Hafenabkommens vom 5. Auguſt/ 18. September d. J. berechtigt, 
von der polnischen Regierung zu verlangen, daß dieſe ſich für eine 
wahrheitsgemäße Unterrichtung der polnifchen Öffentlichkeit und vor 
allen der am Außenhandel intereſſierten polniſchen Wirtschaft über den 
wirklichen Zultand und die tatJächliche Leiſtungsfähigkeit des Danziger 
Hafens einfetzt. 


Wie es ſcheint, iſt aber in diefer Hinficht polniſcherſeits mit wenig 
Entgegenkommen zu rechnen. Bezeichnend für die polniſche Einstellung 
zum Hafenſtreit iſt ein Artikel, der zugleich mit dem oben zitierten 
Aufſatz des Danziger Hafenpräſidenten in der „Flota Polska“ erſchien. 
Es heißt dort u. a.: „Sdingen iſt nicht nur ein gewöhn⸗ 
licher Umſchlagsplatz. Es iſt ein unvergleichliches 


Kleinod des ganzen polniſchen Volkes, eine Cat, 
die man nicht oufgeben kann, ſelbſt nicht für 
eine Jo nützliche Sache, wie es die freundſchaft- 


liche Regelung der Danzig⸗poluiſchen Wirtſchafts⸗ 
beziehungen iſt.“ Wenn das auch die Auffaffung der polniſchen 
Regierung Jein Jollte, dann würde das heißen, daß der Hafen von 
Gdingen weiter ausgebaut, und der Güterverkehr weiter wie bisher 
mit künstlichen Mitteln über Sdingen gelenkt wird — ohne Rückſicht 
auf Danzig. Das aber würde das Ende der Danzig⸗polniſchen Ver- 
ſtändigung Jein. Denn praktiſch bedingt eine ftrikte Einhaltung des 
Hafenabkommens durch Polen, daß der weitere Ausbau 
Gdingens fofort eingeſtellt wird und daß Polen 
auch ein eventuelles Brachliegen der Gdingener 
Hafenein richtungen in Kauf nimmt, — wie ſa auch die 
Danziger Hafenanlagen auf Grund des Abkommens nur zu etwa einem 
Drittel ihrer Höchſtleiſtungsfähigkeit ausgenutzt werden können. 


Die Judenfrage vor dem Völkerbund. 


Im Völkerbunde hat man ſich noch niemals mit ſolchem Eifer und 
jolcher Ausdauer mit der Minderheitenfrage beſchäftigt, wie ſetzt, wo 
man glaubt, Deutfchland damit am Zeuge flicken zu können. Die ver- 
ſchiedenſten Regierungen traien mit Anregungen und Anträgen auf, in 
denen ſie ihr plötzlich erwachtes Intereſſe für die nationalen Minder= 
beiten glaubten bekunden zu müjfen. Ihr öntereſſe erſtreckte ſich freilich 
nicht auf die Minderheiten deutſchen oder ukrainiſchen Bolkstums, 
ſondern beſorgt waren fie lediglich um das Schickſal der Juden: Haiti 
und Polen, Holland und Uruguay, Schweden und Griechenland und vor 
allem auch England und Frankreich, alles Länder, die bisher im Völker- 
bunde niemals ſchnell und oberflächlich genug über die Beſchwerden der 
nationalen Minderheiten hinweggleiten konnten, verſpürten mit einem 
Male den Drang, ſich um eine Verallgemeinerung oder Verbeſſerung 
des Minderheitenſchutzes zu kümmern. In welcher Sorm das geſchehen 
ſollte, wie man zu dieſer Verallgemeinerung kommen konnte, ohne ſich 
jelbſt in die Neſſeln zu Jeten, — darüber konnten fie freilich zu keiner 
Übereinſtimmung gelangen. Für den polniſchen Antrag auf Ab- 
ſchaffung der beftehenden Minderheitenſchutzverträge und deren Er⸗ 
ſetzung durch ein alle Staaten bindendes Abkommen konnten ſich die 
engliſchen und franzöſiſchen Delegationen durchaus nicht begeiſtern. Der 
engliiche Antrag auf Ausbau des Beſchwerderverfahrens wieder⸗ 
um ſtieß auf den entſchiedenen Widerſtand Polens und der Kleinen 
Entente. Ein Vermittlungsvorſchlag des ſchwediſchen Außen- 
miniſters, der don Frankreich, Polen und Griechenland unterſtützt wurde, 
Iheiterte gleichfalls an der Weigerung Englands, irgendwelche Ver⸗ 
pflichtungen auf ſich zu nehmen. Einem franzöjiſchen Antrag, 
demzufolge Deutſchland gezwungen werden Jollte, die 
Juden ſeines Hoheitsgebietes als nationale Min- 


derheit zu erklären und ihnen die volle Gleich 
berechtigung zuzuer kennen, d. h. ſeine Diſſimi⸗ 
lierungsmaßnahmen rückgängig zu machen, wurde 
von deutſcher Seite mit aller Entschiedenheit entgegengetreten: Min- 
derheitenrecht und deutſche Judenfrage haben 
nichts miteinander zu tun. Bei der hne Mes dieſen 
Antrag im Unterausfchuß der Politiſchen Kommiſſion des Völkerbundes 
ſtimmten Jämtliche Staaten für dieſen franzöſiſchen Antrag, lediglich 
Ungarn und Stalien hielten es für notwendig, dabei zu betonen, daß es 
nicht ihre Abjicht ſei, ſich in innerdeutſche Angelegenheiten zu miſchen. 
Da Deutſchland jedoch nicht daran denkt, jich in der 
Judenfrage von Franbreich oder irgendeinem 
anderen Staate Vorſchriften machen zu laſſen, die 
ſatzungsgemäß erforderliche Einstimmigkeit der Beſchlußfaſſung allo 
weder im Politiſchen Ausſchuß noch in der Vollverſamllung erzielt 
werden kann, hat der franzöſiſche Antrag ebenſowenig 
Ausſicht auf Erfolg wie die verſchledenen anderen 
Vorſchläge, die auf der gegenwärtigen Völker- 
bundstagung mit mehr oder weniger deutlicher 
Spitze gegen Deutſchland gemacht worden ſind. 


müſſen Neubeſtellungen auf unſer „Oftland“ für 
November / Dezember aufgegeben werden. — Bei 
ſpäter erfolgenden Beſtellungen iſt eine Sonder⸗ 
gebühr von 20 Pf. zu zahlen. Der Bezugspr. für 
2 Monate beträgt 1,00 M. (ohne Zuſtellungsgeb.) . 


Bis zum 
20. Okt. 
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Die baltiſchen Staaten. 


Lettland. 


Der antideutſche Judenbonkott in Lettland wird in erſter Linie 
durch die in ruſſiſcher Sprache erscheinende Zeitung „Sewodnuſa 
and ihre Abendnummer „Sewodnja Wetſchwrom, geführt. 
Weiter von den teils im Jargon („Srimorgn“, „Dos Folk“), teils in 
hebräiſcher Sprache erscheinenden, rein jüdiſchen Sejtungen. Außerdem 
beteiligt ſich die lettifche Zeitung „Socialdemokrats“ an dieſem 
Boykott, ohne jedoch ſich dafür rückhaltlos einzusetzen. Über die Aus⸗ 
führung des Boukotts wacht das jüdiſche Boykott- 
Komitee, an deſſen Spitze der Redakteur der „Sewodnja“, 
Dr. Sie w, ſowie der Direktor und Beſitzer einer großen Flachs 
jpinnerei und Vorſitzer des Handels- und Imdujtrieverbandes, 
Jakob Hoff, Steben. Durchgeführt wird der Boykott unter ſtrenger 
Kontrolle der jüdiſchen Händler und Kaufleute, wobei für Über- 
tretungen Geldſtrafen angeſetzt find, ſowie — was um 
des Geſchäftes willen viel Jchlimmer ift — Veröffentlichung in der 
jüdiſchen Preſſe und in der — Sunagogel . 

Der jüdiſche Wirtſchaftsboykott, der bereits nachzulaſſen ſchien, 
bat durch den Prager Sioniftenkongref neuen Auftrieb er⸗ 
halten. Den Boykott begünſtigende Momente find außerdem der Jin- 
kende Kurs des engliſchen Pfundes, d. b. die Ver- 
billigung engliſcher Waren. Die Juden fangen an, in immer ſteigendem 
aße ihre Waren aus England zu beziehen. Geſchickt nutzen die 
Drahtzieher des Voykotts dieſe und andere Dinge für ihre Propa⸗ 
ganda aus, wobei ſich die bereits oben genannten Juden Siew, Hoff 
ſowie der jüdiſche Saeima-Abgeordnete Nurock beſonders rührig er⸗ 
weifen. Der Wirtſchaftsboukott wird weiter wirkungsvoll unterſtützt 
durch die Balutaſperre, den nicht immer Jchnell genug arbei= 
tenden Clearingverkehr Jowie durch Maßnahmen der Im- 
port kommi] ion, die gegen eine Anhäufung lettiſcher Valuta in 
Deutfchland gerichtet find. Die lettiſchen Sozialdemo- 
kraten haben ſich zwar dem Boykott angeſchloſſen, es hat jedoch 
den Anſchein, daß ſie auf deſſen jtrikte Durchführung wenig Gewicht 
legen. Sie ziehen es vor, in der bekannten üblen Weiſe gegen die 
Führer der deutſchen Freiheitsbewegung, die „Hitleriſten“, zu hetzen. 
Die Lage, wie ſie durch den Boykott entſtanden ilt, läßt ſich noch nicht 

öllig überſehen. Da deutſche Waren dringend erforderlich ſind, werden 
Be eben trotz aller jüdiſchen Gegenmaßnahmen aus Deutfchland be= 
‚gogen, und zwar auf Umwegen über Amfterdam, Antwerpen und 
andere Plätze. Die lettiſche Bevölkerung verhält ſich dem 
Wirtſchaftsbonkott gegenüber durchaus ablehnend. Wenn man 
den Wirtjchaftsboykott an ſeiner Wurzel faſſen will, Jo muß man an 
zerſter Stelle die füdiſchen Vertreter deutſcher Sirmen 
in Lettland beſeitigen. Dasſelbe gilt für die mit deut- 
ſchem Geld arbeitenden lettländiſchen Banken, 
deren Leiter vielfach Juden Sind. An einer. Zujamnen- 
faſſung der Namen all diefer Firmen wird gearbeitet. Zu gegebener 
70 wird von dieſen Sirmen verlangt werden, daß ſie freiwillig ihre 
Stellen mit ortsanjäfligen Deutfchen umbeſetzen. Gleichzeitig wird eine 
Liſte all der Juden Zuſammengeſtellt, die direkt und indirekt mit dem 
Wirtſchaftsboykott in Suſammenhang ſtehen. Fufammenfaſſend glaubt 
man doch zu erkennen, daß der Boykott etwa in Litauen in viel 
jchärferer Form durchgeführt wird als in Lettland. Ein Zeichen dafür, 
daß die lettländiſche Wirtſchaft noch nicht alleiniges Monopol der in 
Lettland stationierten Juden iſt. H.-L.-L. 


l Eſtland. 


Am 2. Oktober ijt die eſtniſche Volksvertretung, die Staas ver- 
Jammlung, zu einer kurzen ordentlichen Tagung zuſammengetreten 
und hat ſich nach vier Sitzungstagen auf den 17. Oktober vertagt. Am 
14., 15. und 16. Oktober findet bekanntlich der Volksentſcheld über 
den Berfaſſungsänderungsantrag des Verbandes der Freiheitskämpfer 
ſtatt, Jo daß die Staatsverſammlung unmittelbar nach gefallener Ent⸗ 
Jcheidung wiederum lagen wird. Der ſoeben abgelchloffenen kurzen 
Cogung der Volksvertretung hat man allgemein mit großer Spannung 
entgegengeſehen, da man ſich angeſichts der Unterbindung der öffent⸗ 
lichen Aussprache über innerpolltiſche Fragen durch die Prellezenfur 
und den Ausnahmezujtand auf scharfe Auseinanderfetzungen im Par- 
lament gefaßt machte. Die Staatsperjammlung hat dieſe Erwartungen 
nur zum Teil erfüllt, und zwar in der Hauptjarhe wohl deshalb, weil 
die Sreiheitskämpfer ſelbſt im Parlament noch keine eigene Vertretung 
haben und die bürgerlichen Befürworter ihres Berfallungsänderungs- 
antrages, zu denen die Alt-Landwirte und ein geringer Teil der mittel- 
parteilichen Abgeordneten gehört, nur mit halbem Herzen dabei Jind, 
da ein Erfolg der Freiheitskämpfer das Ende der Parteiherrſchaft 
im Staate bedeutet. Der Staatsältefte Jaan Cöniſſon gab im 
Namen der Staatsregierung in der StatsverJammlung eine längere Er⸗ 
klärung ab, die eine Rechtfertigung der wirtſchaftspolitiſchen und 
innerpolitiſchen Maßnahmen der Regierung darſteilte. Die Negierungs⸗ 
erklärung erblickt in der angeblich eingekretenen Wirtſchaftsbelebung 
eine Solge der von der gegenwärtigen Regierung durchgeführten 
Kronenentwertung und ſchildert die Lage der eſtniſchen Wirtſchaft mit 
Linem durch die Tatfachen kaum gerechtfertigten Optimismus. Die 
Arbeitsloſigkeit, die in dieſem faft rein agrariſchen und ſchwach be⸗ 


fiedelten Lande an ſich eine Anomalie darftellt, iſt doch jo bedeutend, - 


daß die Negierungserklärung zur Bekämpfung derſelben außerordent⸗ 


liche Maßnahmen in Ausjicht ſtellen muß, Jo u. a. die Bereitſtellung 
von 1,2 Millionen Kronen zu dieſem Zweck, Der Verkauf der beiden 
großen Zerstörer der eſtniſchen Marine an Peru wird durch die Not- 
wendigkeit einer Neugeſtaltung der eſtniſchen Seeſtreitkräfte erklärt. 
Sür den Kaufpreis der beiden Schiffe ſollen drei Motortorpedoboote 
und zwei Unterſeeboote beschafft werden. Die Negierungserklärung 
kommt nunmehr auf die Verhängung des Ausnahmezuſtandes zu 
jprechen. Die im Volke herrſchende Erregung hätte, ſo erklärt der 
Staatsälteſte, die Regierung an der Durchführung ihrer großen wirt⸗ 
ſchaftlichen und kulturellen Aufgaben gebinvert, und der innere Frieden 
hätte unbedingt wiederhergeſtellt werden müſſen. Die Regierung halte 
ſich ſtreng an die Verfaſſung und werde alle Maßnahmen treffen, um 
die beſtehende demokratiſche Staatsordnung aufrechtzuerhalten. Die 
Betonung der großen Verfaſſungstreue der Regierung erregte auf den 
Bänken der Abgeordneten ſtürmiſche Heiterkeit, da ja das gegen- 
wärtige diktatoriſche Verhalten der Regierung und ihre Gewaltpolitik 
gegen die Freiheitskämpfer mit dem Geiſt der in Eſtland herrſchenden 
Parlamentsdemokratie ſchwer in Einklang zu bringen iſt. In der 
darauffolgenden Aussprache mußte die Regierung ſich von der Oppo= 
jition jagen laſſen, daß eine Belebung der Wirtſchaft in faſt allen 
europälſchen Staaten eingetreten ſei, und zwar ſtärker als in Eſtland 
und insbeſondere auch in ſolchen Staaten, die keinerlei Experimente 
mit ihrer Währung vorgenommen hätten. Der Oppoſitionsredner be- 
tont, daß außer der wirtſchaftlichen Kriſe in Estland auch eine politiſche 
eingetreten ſei: Das Volk hätte das Vertrauen zu ſeiner jetzigen 
Führung verloren. Um den inneren Frieden wiederherzuſtellen, jei ein 
Regierungswechſel erforderlich. Die Aussprache über die Regierungs- 
erklärung wurde hierauf bis auf den Wiederzuſammentritt der Staats- 
verſammlung am 17. Oktober vertagt, um dann nach erfolgtem Volks- 
entſcheid in einer politiſch bereits geklärten Lage weitergeführt zu 
werden. Vor Schluß der Tagung hat es indeſſen die demokratijche 
Mehrheit der Staatsverſammlung verſtanden, in allen drei Leſungen 
einem neuen Geſetze über die Veränderung des Stimmſfatzes bei einem 
verfaſſungsändernden Volksenſcheid zur Annahme zu verhelfen. Bisher 
erfolgte die Annahme eines Volksentjcheids durch die abſolute Mehr- 
heit der abgegebenen Stimmen, wobei die Sahl der Ja-Stimmen 
mindeſtens 30 v. H. aller wahlberechtigten Stimmen ausmachen mußte. 
Das neue Geſetz erhöht dieſen Satz auf 50 v. H., wodurch die ver- 
faſſungsmäßige Durchführung einer Verfaſſungsänderung in Zukunft 
außerordentlich erſchbert wird. Das neue Heſetz gelangte mit 
53:34 Stimmen zur Annahme, was immerhin zeigt, daß der Wider- 
ſtand gegen dieſe Maßnahme bis in die Neihen der Negierungs- 
parteien hinein fühlbar it. Dieſes Manöver der Parlamentsmehrheit 
erinnert lebhaft an den einjtigen Verſuch der Syſtemparteien im 
Preußischen Landtage, durch ein ähnliches Taſchenſpielerſtück die 
künftige Wahl eines nationalſozialiſtiſchen Minſſterpräſidenten un⸗ 
möglich zu machen. Es iſt anzunehmen, daß dieſes illoyale Vorgehen 
der Regierungsparteien der Sache der Freiheitskämpfer eine Menge 
neuer Anhänger zuführen wird, es kann indeſſen nicht verkannt werden, 
daß es den Sreiheitskämpfern nicht leicht fallen dürfte, die zum Erfolg 
des Volksentſcheids nunmehr erforderliche Anzahl von Wählern an die 
Urnen zu bringen. Daß die Sreiheitskämpfer gewillt Jind, fi) den 
Sieg trotzdem nicht entgehen zu laſſen, beweiſen die außerordentlichen 
Anſtrengungen, die ſie in ihrem Propagandakampf machen. In den 
letzten Tagen vor der Entſcheidung ſollen nicht weniger als 500 Maſſen- 
verſammlungen im ganzen Lande abgehalten werden und gegen 800 000 
Flugblätter zur Verteilung gelangen. Die letzte Cagung der Staats- 
verfammlung führte endlich zum längft erwarteten Rücktritt des Juſtiz- 
und Innenminiſters der Regierung Töniſſon, W. Nooberg, der, wie 
es ſich erwieſen hat, Mitbefttzer des in Danzig wegen Alkoholſchmuggels 
beſchlagnahmten Schiffes „Ita“ ij. Das geſamte weitere Arbeits- 
programm der Staatsverſammlung ſoll erſt bei der nächſten Tagung 
und nach dem Volkesentſcheid in Angriff genommen worden. Die 
deutſche Preſſe des Landes veröffentlicht einen Aufruf des Vorſitzenden 
der Heutſch-Baltiſchen Partei, Martin Luther, in dem der 
deutſche Parteiführer feſtſtellt, das baltiſche Deutſchtum ſei wohl „eine 
geſchloſſene Einheit in allen Fragen Deutſch-Baltiſcher Belange“, ſei 
indeſſen „nicht einheitlich in der Beurteilung des Verfaſſungsentwurfes 
der Freiheitskämpfer“ eingeſtellt. Es würde daher jedem deutſchen 
Wähler ſeine Stimmabgabe zum Volkseutſcheid freigegeben. Das 
Organ der baltiſchen Nationalſozialiſten „Der Aufſtieg“ bemerkt zu 
dieſem Aufruf, daß es ſich hierbei um eine rein perſönliche Meinungs- 
äußerung des Parkeivorſitzenden der Deutſch-Baltiſchen Partei handele, 
da ein Beſchiuß der geſamten Parteileitung in dieſer Sache nicht vor 
liege. In der deutschen Wählerſchaft, jo bemerkt „Der. Aufftieg“, ſei 
vielleicht wohl die Beurteilung des Entwurfes keine einheitliche, 
die Haltung der Wähler zum Entwurf fei jedoch faſt durchweg 
eine eindeutig dejahende, was ſich beim Volksentſcheid erweiſen müſſe. 
Die deutſche „Nevalſche Zeitung“ knüpft an die Veröffentlichung des 
Lutherſchen Aufrufes eine langatmige Kritik des Freiheitskämpfer 
entwurfs, wobei insbeſondere beanstandet wird, daß der Entwurf keine 
zweite Kammer für das künftige eſtniſche Parlament vorſieht und 
ferner keinerlei „Anjätze zu einem Einbau berufsſtändiſcher und kor- 
porativer Formen in den Staat“ im Entwurf zu bemerken Jind. Die 
„Revalſche Zeitung“ verkennt ſomit vollständig die grundſätzliche Be⸗ 
deutung des kommenden Volksentſcheids, der die Entjeheidung bringen 
wird nicht etwa über irgendwelche einzelnen Spielregeln einer parla⸗ 
mentariſchen Verfaſſung, ſondern über den Geiſt der künftigen Staats- 
form des Landes. 
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Oſtland⸗Woche. 


Die polniſche Nationalanleihe. 


Die Warſchauer Regierung ift ſtolz auf den „Erfolg“ ihrer Anleihe. 
Statt 100 Millionen wurden weit über 300 Millionen Zloty 
gezeichnet. Sit das nicht ein Beweis für die Wirtſchaftskraft, den 
Opferſinn und die Zuverjicht des polniſchen Volkes? — Jo fragt man, 
begeiſtert darüber, daß man jetzt mit den gezeichneten Geldern nicht 
nur das gefährliche Loch im Staatsſäckel zuſtopfen, ſondern darüber 
hinaus noch allerlei andere Dinge erledigen kann. Zur Begeiſterung 
liegt aber gar keine Veranlaſſung vor. Denn der ee e iſt 
weit davon entfernt, ein Zeichen für den Opferſinn der polniſchen 
Bürger zu ſein. In Wirklichkeit hat es ſich um eine Swangs⸗ 
anleihe gehandelt, bei der jeder, der im Verdacht ſtand, ein Ein- 
kommen zu haben, unter einen nachhaltigen moralischen, materiell noch 
verſtärkten Druck geſetzt wurde. Was ſollte z. B. ein Beamter 
anderes tun, als Anleihe zeichnen, wenn er ſicher Jein mußte, im Weige⸗ 
rungsfalle zu den 10 v. H. der Beamten zu gehören, die auf Grund der 
neueſten Sparmaßnahmen zur Entlafjung beſtimmt find? Oder was ſollte 
ein Induſtrieunternehmen anderes kun, als Anleihe zu zeichnen, da es 
doch mit Beſtimmtheit damit rechnen mußte, bei der nächſten Steuer- 
veranlagung beſonders geſchröpft oder bei der nächſten Verteilung 
öffentlicher Aufträge übergangen zu werden, wenn es nicht die vor 
geſehene Norm der Anleihezeichnung einhielt? Es hat auch nicht an 
Beſchwerden aus Wirtſchafts⸗ und politiſchen 
Kreiſen über die rigoroſe Methode der Anleihewerbung gefehlt. Es 
iſt übrigens durchaus noch nicht ſicher, ob alle jetzt gezeichneten 
Beträge auch wirklich eingezahlt werden. Die Einzahlung braucht 
nämlich nicht ſofort, ſondern kann in monatlichen Raten bis zur Mitte 
nächſten Jahres erfolgen. Was die wirtſchaftliche Bedeu⸗ 
tung des „Anleiheerfolges“ anlangt, jo fragt es ſich fehr, 
ob man berechtigt iſt, in ihm einen Beweis für die Leiſtungsfähigkeit der 
polniſchen Wirkſchaft zu ehen. Von den Beamten und Angeſtellten 
wird die Anleihe einfach als eine empfindliche Gehaltskürzung 
empfunden, durch ſie fie gezwungen werden, ihre ohnehin ſchon recht 
beſcheidene Lebensführung noch weiteren Einſchränkungen zu unter- 
werfen. Von der polniſchen Induſtrie, die ſich an der Anleihezeichnung 
mit beſtimmten Quoten zu beteiligen hatte, befindet ſich ein Teil ohnehin 
in den Händen des Siskus und ein anderer, ebenfalls nicht unbeträcht- 
licher Teil hat ſich mehr oder weniger daran gewöhnt, gleichfalls von 
ſtaatlichen Subventionen zu leben. Wenn dieſe Induſtrien Anleihe 
zeichnen, Jo bedeutet das im Grunde nichts anderes, als daß ſie die vom 
Staate erhaltenen Subventionen zurückgeben und dafür weitere Subven— 
tionen verlangen — ein Kreislauf, der eher eine finanzielle Kom— 
plizierung als eine wirtſchaftliche Belebung darſtellt. Aber warum ſoll 
man den Polen die Freude am. „Erfolg“ ihrer Anleihe verderben? Es 
genügt, daß ſich das Ausland über Methoden und Solgen dieſes Er— 
folges nicht im unklaren iſt. 


Die polnische Kaufmannſchaft gegen die jüdische Konkurrenz. 


Der Kongreß der geſamtpolniſchen Kaufmann- 
ſchaft, der kürzlich im Thorner Artushof tagte, nahm u. a. eine 
Entſchließung gegen die jüdiſche Einwanderung an: 
„Außer der Verschärfung der Wirtſchaftskriſe habe der polniſche Handel 
in Pommerellen einen weiteren ſchweren Schlag erhalten, das ſei der 
jüdiſche Maſſenzudrang nach Pommerellen. Dieſer habe unge funde 
und inhöchſtem Alaßeſchädliche Koukurrenzverhält⸗ 
niſſe geſchaffen. Der Sufluß des Judentums nach den Weſtprovinzen 
trage in hohem Maße zu dem Fall alteingefeffener chriſtlicher Handels- 
bäujer bei. Die weſtpolniſchen Städte ähnelten in 
ihrem äußeren Ausſehen immer mehr den öſtlichen 
Städten der Republik. Ganze Stadtteile von 
jüdiſchen Handelshäuſern wären auf Koſten des 
zurückgehenden polniſchen Handels entſtanden.“ — 
Die Entſchließung fordert die maßgebenden Stellen auf, entſprechend 
den Möglichkeiten, die die Verfaſſung gebe, den Suſtrom des 
Judentums nach Pommerellen einzudämmen. Dieſe 
2 11 wird auch für die aus Deutſchland einwandernden Juden 
gefordert. 


Gefängnis für den Prinzen von Pleß. 


Vor dem Bezirksgericht in Kattowitz jand am 3. Oktober in zweiter 
Inftanz der Prozeß gegen den Prinzen von Pleß und 
gegen den bereits aus der Pleßſchen Verwaltung ausgeſchiedenen 
Sundikus Dr. Groll ſtatt. Beiden Angeklagten war vorgeworfen 
worden, auf dem Poſten des Brauereidirektors in Tichau einen Dan 
ziger Staatsbürger beſchäftigt und dadurch gegen das Geletz 
über die Beſchäftigung von Ausländern verſtoßen zu haben. Die beiden 
Angeklagten waren nicht erſchieneu. Nach kurzer Verhandlungsdauer 
beſtätigte das Gericht das Urteil der erſten Inſtanz, wonach der Prin; 
von Pleß zu drei Wochen Gefängnis und Dr. Groll 
zu 5000 Sloty Seldftrafe verurteilt worden waren. Ju 
der Urteilsbegründung erklärte der Richter, daß die geſetzmäßige 
Höchſtſtrafe 10 odo Zlotg betrage, bei den Vermögensverhältnillen des 
Prinzen aber auf Haftſtrafe hätte erkannt werden müſſen, da ſelbſt die 
böchfte Geldftrafe für den Prinzen keine Beſtrafung bedeute. Auf gut 
deutſch heißt das: Die Polen ändern, ſofern es ſich um einen Deutschen 


handelt, die Geſetze, wie es ihnen beliebt. Bei diefem Urteil gegen den 
Prinzen von Pleß hat wohl der Geltungsdrang polniſcher Gerichts⸗ 
lakaien, die lich gerne damit rühmen möchten, einen deutjhen Prinzen 
ins Gefängnis geſchickt zu haben, eine weſenkliche Rolle geſpielt. Im 
übrigen iſt das Urteil gerade im gegenwärtigen Augenblicke beſonders 
bemerkenswert, da es ein bezeichnendes Licht auf die Auffaffung wirft, 
die man in Polen von der Verſtändigung mit Danzig hat. In dem⸗ 
jelben Augenblick, in dem Danzig den Polen innerhalb ſeines Hoheits⸗ 
gebietes freiwillig jede wirtſchaftliche und kulturelle Betäligungs⸗ 
möglichkeit einräumt, wird ein deutſcher Unternehmer von polnischen 
Gerichten zu Gefängnis verurteilt, weil er einen Danziger Staats- 
angehörigen in einem ſeiner Betriebe beſchäftigt. 


Die polniſche Verfaſſungsreform. 


Die Arbeiten an der polniſchen Verfaffungsreform ſcheinen vor dem 
Abschluß zu ſtehen. Einige der wichtigſten Anderungen, die vom Ver⸗ 
faſfungsausſchuß beſchloſſen worden find, find folgende: Zunächjt ſollen 
Perſonen, die das 70. Lebensjahr erreicht haben, von jeder par⸗ 
lamentariſchen Tätigkeit ausgeſchloſſen werden. Der Senat fol dem 
Sejm nicht nur gleichgeſtellt, ſondern in gewiſſer Hinſicht ſogar über- 
geordnet werden, indem der Senatsmarſchall und nicht wie jetzt 
der Sejmmarſchall als Vertreter des Staatspräſidenten zu gelten hat. 
Die Wahl des Staatspräſidenten hat nicht, wie urſprüng⸗ 
lich geplant war, durch Volksabstimmung, ſondern durch eine aus 
80 Mitgliedern beſtehende Nationalverfammlung, 
die aus je 40 Vertretern des Sejms und des Senats zufammengeſetzt 
ſein ſoll, zu erfolgen. Sollte die Nationalverſammlung einen anderen 
als den durch den Staatspräjidenten vorgeſchlagenen Kandidaten 
wählen, dann wird die endgültige Entſcheidung durch Volks ⸗ 
abſtimmung herbeigeführt werden. Die bisherigen Befugniſſe 
des Staatspräfidenten ſollen in geſetzgeberiſcher Hinſicht 
ftark erweitert werden. Es Joll ihm danach das Recht zur 
ſtehen, Geſetze zu veröffentlichen, die erſt zu einem Jpäteren Seitpunkt 
dem Parlament ſelbſt zugehen werden. Gewiſſe Geſetze, namentlich 
wenn ſie militäriſche Dinge oder Friedensverträge betreffen, können 
vom Staatspräſidenten auch ohne Gegenzeichnung des 
Minifterpräjidenten oder der einzelnen Miniſter erlaſſen, viel⸗ 
mehr unterzeichnet werden. Die Regierung läßt die Geſetze im Gegen⸗ 
ſatz zur bisherigen Ordnung entweder dem Sejm oder dem Senat 
zugehen. Wie ferner verlautet, ſollen auch noch andere Geſetze als 
ergänzende Beſtimmungen zu der neuen Staatsverfallung verabschiedet 
werden: 1. ein Geſetz über ein neues Recht für verdienſt⸗ 
volle Bürger, 2. eine neue Wahlordnung für Sejm und 
Senat, 3. ein Geſetz über die Wahl des Staatspräſidenten 
und 4. ein Geſetz über das Staatstribunal. Ein beſonderes 
Merkmal diefer die Staatsverfaffung ergänzenden Geſetze wird darin 
beſtehen, daß ſie im Segenſatz zur eigentlichen Verfaſſung vom Par- 
lament mit gewöhnlicher Stimmenmehrheit abge- 
ändert werden können. 


51 Lehrſtühle au polnischen Hochſchulen aufgehoben. 


Die ſchon vor einiger Zeit angekündigte Verordnung des polniſchen 
Miniſterrats über die Umgeftaltung an den Hochſchulen und Ein⸗ 
schränkung der Sahl der Lehrſtühle iſt nunmehr im Geſetzblatt ver⸗ 
öffentlicht worden. Es werden zwar nicht 56 Lehrſtühle aufgehoben, wie 
urſprünglich verlautete, immerhin beziffert ſich die Zahl der zur 
Aufhebung beſtimmten Katheder auf 51. Die Po- 
jener Univerfität verliert dabei jo ihrer Lehrſtühle, u. a. das Ka- 
theder für Hygiene in der medizinischen Fakultät, für neuere Geſchichte 
und für Geſchichte der Philoſophie in der humaniſtiſchen Sckultät und 
den Lehrſtuhl für Verwaltungsrecht in der juriftifchen Bakultät. Die 
weitgehende Einfehränkung an dan Hochſchulen wird bekanntlich offi= 
ziell mit der Notwendigkeit von Sparmaßnahmen begründet, in 
den Kreiſen der Oppofition wird indeſſen die Meinung vertreten, daß 
die Regierung bei diejer Gelegenheit auch die Beſeitigung der 
oppofitionell gejinnten Hochſchullehrer im Auge hat 
und in erfter Linie die von diefen eingenommenen Katheder auf- 
heben will. 


Erich Käſtner und die „Sazeta Warſiawska . 
In Warſchau ift ein Buch von Erich Käſtner, einer literariſchen 
Größe des geſtürzten Suſtems, in polniſcher Überſetzung erſchienen. Was 
wir an Käſtner „verloren“ haben, das zeigt eine Beſprechung, die die 
„Sazeta War]zamfka* dieſem Buche — es handelt ſich um 
Käſtners Roman „Fabian“ — widmet. „Der Autor dieſes Buches“ — 
heißt es — ‚it ein bekannter Gegner der Hitlerbewegung. Um jo 
intereſſanter ift ſeine Meinung über das Deutſchland von geſtern, das er 
doch beſtimmt nicht zu kompromittieren beabſichtigt hat. Die Preſſe 
käuflich, die Jugend voller Skepfis, das Volk ohne Sdeale, in der Politik 
nur ein Grundſatz: Sunismus, Relativismus und Sittenverfall, der alle 
Inftitutionen vernichtet und nur eine Einrichtung, das öffentliche Haus, 
unverſehrt läßt, — das ift das geftrige Deutſchland, wie es der „Sabian 
schildert. Der jo unterrichtete Leſer beginnt an die Notwendigkeit der 
grundlegenden Anderung auf moraliſchem, verfaſſüngsmäßigem und 
politiſchem Gebiete zu glauben und den Sinn der Hitlerbewegung als 
einer natürlichen Reaktion auf diele Verhältnuſſe zu begreifen 


In dem Buche ift viele kalt zubereitete Pornographie. Wir wollen 
nicht annehmen, daß dies die einzige Veranlaſſung war, das Bud), 
dejjen Aktualität ſchon ſtark verhallt iſt, ins Polniſche zu überjeten“. 
Soweit die „Sazela Warſzawſka“. Erich Käſtner hätte es ſich wohl 
nicht träumen laſſen, daß jeine literariſchen Produkte für Hitler Pro- 
paganda machen würden. 


Polizei gegen deutſche Buchhandlungen. 


In Bromberg wurden die dortigen deutſchen Buchhandlungen von 
der Polizei nach „ſtaatsfeindlichen Schriften“ durchfucht, Die Polizei 
beſchlagnahmte dabei verſchiedene Bücher, u. a. das Buch „Mein 
Kampf“ von Adolf Hitler. 


Sufammenjchlug der deutschen Sportvereine in QI Q. S. 


Nach erfolgreichen Vorarbeiten iſt dem Deutſchen Volks 
bund in Kattowitz eine Abteilung für Sport und Körper- 
kultur eingegliedert worden. Dieſe Abteilung hat die Aufgabe, 
alle deutſchen Sport-, Curn- und Körperkulturvereine in Oftober- 
ſchleſien zuſammenzufaſſen. Erfolgverſprechende Verhandlungen auf 
dieſem Gebiet ſind bereits im Gange. Nachdem auf dem Berufsgebiet 
durch den Zuſammenſchluß der deutſchen Gewerkjchaften zu einer Ar- 
beitsgemeinfchaft eine Einigung der deutschen Berufsſtände in Oft- 
oberſchleſien erfolgt iſt, iſt dort nunmehr auch auf dem Gebiete des 
deutſchen Sports ein Jufammengehen aller deutſchen Sportvereine 
geſichert. 


Grundſteinlegung für eine neue deutſche Schule in Dirſchau. 


n Dirſchau fand dieſer Cage die Grundſteinlegung 
der neuen deutſchen Schule durch den J. Vorſitzenden des 
Deutſchen Schulvereins, Direktor Lietz, ſtatt. Bekanntlich war das 
frühere deulſche Privatgumnaſium in Dirſchau von den polniſchen Be⸗ 
hörden mit der Begründung geſchloſſen worden, daß das Schulgebäude 
den baupolizeilichen Beſtimmungen nicht genüge. 


Dentjches Ehepaar überjallen. 


Auf den Heimwart des Deutſchen Volksbund-Heims in Alt-Berun 
bei Myslowitz, den Invaliden Sihniomfki und leine 
Frau wurde Kürzlich in den ſpäten Abendſtunden ein bew affneter 
überfe!l von Aufſtändiſchen unternommen, die dem Heim- 
wart und ſeiner Frau Revolver vorhielten und die Herausgabe der im 
Heim befindlichen deutſchen Bücher verlangten. Als ihrem Wunſche 
nicht entjprochen wurde, faßte einer von ihnen die Frau am Halſe, 
würgte Jie und verfuchte, ihr einen Knebel in den Mund zu ftecken. 
Der Heimwart, der feiner Frau zu Hilfe kommen wollte, wurde eben 


falls von den Eindringlingen mißhandelt. Die Aufſtändiſchen brachen 
daun die Tür zu dem Schrank auf, in dem ſich die deutſchen 
Bücher und Seitungen befanden, riſſen die Bücher heraus 
und warfen ſie in mitgebrachte Säcke. Während der ganzen Seit 
wurden die Überfallenen durch Revolver in Schach gehalten. Als die 
Autltandifchen das Haus verlaſſen hatten, nahm der Heimwart die 
Verfolgung gemeinſam mit einigen anderen Deutſchen, denen er den 
Vorfall in Eile mitgeteilt hatte, auf, aber vergeblich. Darauf begab 
er ſich in Begleitung mehrerer Deutſcher zur Polizeiwache und er- 
juchte den dienſttuenden Polizeibeamten um Aufnahme eines Pro- 
tokolls. Dieſem Ecſuchen eneſprach der Beamte anfangs nicht, mit 
dem Bemerken, daß er für die Aufnahme des Protokolls einen 
anderen Beamten aufſuchen müßte. 


Schließung deutſcher Schulen. 


In Hohenfelde im Kreiſe Bromberg hat die polniſche 
Schulbehörde auf Antrag des Ortsſchulrales die Schließung der deut- 
chen Volksſchulklaſſe verfügt. Dieſe Schließung bedeutet einen glatten 
Verſtoß gegen die geltenden gejetlichen Beſtimmungen, da die Kinder- 
zahl außer den 20 Gaſtkindern noch für das neue Schuljahr 42 be.rug. 
Die polnische Klaſſe, die noch nicht einmal von 20 Schülern beſucht 
wird, iſt dagegen beſtehen geblieben. Der Ortsſchulrat von Hohen⸗ 
felde hat ſeinen Antrag damit begründet, daß zwei Schulen aus 
finanziellen Hründen nicht beſtehen bleiben könnten. Aan hat ſich allo 
über die Wünſche der deutſchen Eltern völlig hinweggeſetzt, obwohl 
zwei Drittel der Schüler der Gefamtjchule der deutſchen Minderheit 
angehören. Seitens des Oeutſchtums ift ſofort Beſchwerde eingelegt 
worden, dieſen durch nichts gerechtfertigten Willkürakt einer unter- 
geordneten polniſchen Schulbehörde zu annullieren. 

In dem Städtchen Zduny, Kreis Krotoſchin, ſind Jeit einiger 
Seit etwa 60 deutſch-evangeliſche Schulkinder ohne 
jeglichen deutſchſprachigen Neligionsunterricht. 
Die Kinder find auf die Klaſſen der polniſchen Volksſchule verteilt. 
Da ſie der polniſchen Sprache vielfach überhaupt nicht mächtig ſind, 
können ſie naturgemäß dem Unterricht nicht folgen. Einem Antrag der 
deutſchen Eltern auf Zuteilung eines evaugeliſchen Lehrers iſt bisher 
nicht ſtattgegeben worden. 


Das Ende der Bromberger Induſtrie⸗ und Handelskammer. 


Auf Beſchluß des Miniſterrates wird die Bromberger In- 
duftrie- und Handelskammer am 1. November liqui⸗ 
diert. Das Tätigkeitsgebiet der Kammer wird unter die Induftrie- 
und Handelskammern von Pojen und Gdingen aufgeteilt. Für 
die Durchführung der Liquidationsformalitäten ift eine zweimonatige 
Sriſt bis zum 1. Januar feſtgeſetzt worden. 


Gſterreichiſch⸗polniſcher Handelsvertrag. 


Von den Handelsvertragsverhandlungen, die Polen ſeit längerer 
Seit mit einer Neihe von Staaten führt, haben diejenigen mit Öfter- 
teich jetzt zu einem „beide Teile befriedigenden Ergebnis“ geführt. 
Elf Monate lang haben Wien und Warfchau miteinander verhandelt. 
Daß die lange Zeit falt ausſichtslos erscheinenden Verhandlungen jetzt 
um Abſchluß gekommen Jind, iſt auf die Catſache zurückzuführen, daß 

olen am 11. Oktober ſeinen neuen Solltarif in Kraft treten läßt, der 
die Einfuhr aus allen Ländern, mit denen keine Handelsverträge be⸗ 
ftehen, mit prohibitiven Gollſätzen belegt. Sſterreſch kam es bei den 
Verhandlungen vor allem darauf an, von Polen für gemifle Induſtrie⸗ 
ausfubrartikel Borzugszölle zu erhalten und im Rahmen des 
außerordentlich hohen neuen polniſchen Solltarifs einzelnen einer Aus⸗ 
juhrgüter niedrigere Vertragszölle zu ſichern. Polen Jeinerfeits 
wollte ſeine Poſitionen für Kohle und Agrarprodukte auf 
dem öſterreichiſchen Markte verbeſſern. Im Laufe der Verhandlungen 
trat als Folge der über öſterreich verhängten reichsdeutſchen Neife⸗ 
ſperre die Frage des polniſchen Reiſeverkehrs nach 
Eſter reich ſtark in den Vordergrund. Die Verhandlungen führten 
zunächſt im Februar d. J. zum Abſchluß eines Vertrages, in dem Öfter- 
reich für gewiſſe Kontingente von Induſtrieartikeln Vorzugszölle ein⸗ 
geräumt wurden, und zwar für Schuhe, Elektromaſchinen, Bleche, 
Sohlenleder, Papier und gekämmte Baumwolle. Praktiſchen Nutzen 
batte Öfterreich von dieſem Vertrage bisher jedoch nicht: denn er trat 
nicht in Kraft, da andere, von Polen meiſtbegünſtigte Staaten gegen 
die Öfterreich zugeſagten Sollpröferenzen Einſpruch erhoben. Nunmehr 
wurde auch in den übrigen Fragen eine Einigung erzielt. Polen ge⸗ 
währt Oſterreich, ſoweit bisher bekannt iſt, für beſlimmte Waren Ver⸗ 
tragszölle, die nur zum geringen Ceil eine Ermäßigung gegenüber den 
bisherigen Sätzen bedeuten, im übrigen aber niedriger als die Sätze des 
jetzt in Kraft getretenen neuen Caxifes find. Angefichts der äußerſt 
geringen Aufnahmefähigkeit des polnischen Marktes bringt der Han- 
delsvertrag für öſterreich alſo nur recht problematiſche Vorteile. Auch 
auf dem Gebiete des Fremdenverkehrs iſt es mit den Erfolgen öſter⸗ 
reichs nicht allzu weit her. Wenn wirklich die eminent hohen polni⸗ 
ſchen Paßgebühren für die Ausreiſe nach Ölterreich auf ein orträgliches 
Maß herabgeſetzt und darüber hinaus noch andere Neiſeerleichte⸗ 
rungen geschaffen werden — wer kann von Polen heute ſchließlich zu 
ſeinem Vergnügen ſchon nach Öfterreich reifen? Auf der anderen Seite 
aber hat Polen ſich offenbar greifbarere Vorteile geſichert. öſter⸗ 


reich hat die Einfuhrmöglichkeiten für polniſche Kälber, Schweine und 
Eier erweitert; insbeſondere aber hat es den Anteil der polniſchen 
an der Geſamtkohleneinfuhr von 44 v. H. (i. J. 1932) auf 6s v. H. 
erhöht; diefe Bevorzugung der polnischen Kohle geſchieht auf Koſten 
der tſchechiſchen und deutſchen Kohle, die im vergangenen Jahre an der 
Kohleneinfuhr Öfterreichs mit 44 bzw. 17 v. H. beteiligt war. 


ber den Handelsverkehr zwiſchen österreich und Polen in den 
letzten Jo Jahren gibt folgende Überficht Auskunft (nach der öſter⸗ 
reichiſchen Handelsſtatiſtik in Millionen Schilling): 


Einfuhr Ausfuhr Einfuhr⸗ Einfuhr Ausfuhr Einfuhr. 


überſchuß überſchuß 
1023 1112 1288 42,4 1928 300,7 123% 1775 
1924 250,0 194,3 64,7 1929 20,5 107,1 184,4 
1925 248,5 164,4 84,1 1930 217,0 83,5 133,5 
1926 252,4 73,0 170,4 1931 178,5 57,4 129,9 
1927 269,7 105,8 163,0 1932 105,8 33,3 72, 


Demnach ift der öſterreichiſch-polniſche Handelsverkehr, der lich im Jahre 
1924 auf 453,3 und im Jahre 1928 auf 423,9 Mill. Schilling belaufen 
bat, im vergangenen Jahre auf 139, Mill. Schilling zurückgegangen. 
Öfterreichs Handelsbilanz war gegenüber Polen ſtändig ſtark paſſiv. 
Von 1926 bis 1932 war die öfterreichijche Einfuhr aus Polen ſtets 
mehr als doppelt ſo hoch als die öſterreichiſche Ausfuhr nach Polen. 
Im Jahre 1932 führte Öfterreich dem Werte nach mehr als dreimal 
jo viel Waren aus Polen ein, als ihm eigene Erzeugniſſe von Polen 
abgenommen wurden. Der Wunſch Öfterreichs, dieſe Paſſivität ſeiner 
Handelsbilanz im Verhältnis zu Polen durch die Heranziehung des 
Fremdenverkehrs aus Polen auszugleichen, iſt ſehr verſtändlich. Ob 
der jetzt abgeſchloſene Handelsvertrag geeignet iſt, Öfterreichs 
handelspolitiſche Lage gegenüber Polen zu bejjern, muß vorerſt noch 
zweifelhaft erſcheinen. Die öſterreichiſche Poſition am Verhandlungs⸗ 
tiſch wäre ſicherlich weſentlich günſtiger geweſen, wenn ſich die Wiener 
Regierung nicht den Luxus einer feindlichen Haltung gegenüber 
Deutſchland leiten würde. Die Regierung Dollfuß hat ſich bei den 
Verhandlungen mit Polen des Vorteils begeben, den ein gutes Ein- 
vernehmen mit dem Oeutſchen Reiche ihr zweifellos gewährt haben 
würde. Polen hat dieſe Schwäche der öſterreichiſchen Poſition natür- 
lich auszunutzen verstanden. 
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Der polniſche Aufſtand in Poſen. 


19.. Fortſetzung. 


Seit dem Eingreifen von Gerlachs war die Angelegenheit des 
Grenzſchutzes heillos verfahren. Noch hatten das Kriegsminijterium, 
vor allem aber das Große Hauptquartier und jpäter das General- 
oberkommando Oft den Willen, den Aufſtand in Poſen durch eine ver— 
Jtärkte militäriſche Beſetzung zu verhindern. Der ſpätere Minijter- 
präſident Braun ſoll ſogar dem Staatssekretär von Gerlach in dem 
Miniſterrate ſchwere Vorwürfe wegen feiner falſchen Berichterſtattung 
gemacht haben. Leider kam das zu ſpät. Durch die Berichte Gerlachs 
war ein ſchnelles Handeln zurückgeſtellt worden. Die Polen gewannen 
Seit zu entſcheidenden Vorbereitungen. Sewiß gab es damals in der 
ſozialiſtiſchen Negierung überall Männer, die der Aufftellung des 
Grenzſchutzes ſowie einer verſtärkten Beſetzung Poſens feindlich 
gegenüber ſtanden. Gerlach aber ſtand in einem entſcheidenden Referat. 
Sein Wort und ſeine Anſchauung mußten ſich nachteilig auswirken. 

Wie ſehr ſich die Polen durch fein Verhalten ermuntert und ge= 
ſtärkt fühlten, zeigte ſich bald. Am 24. November veröffentlichte das 
Große Hauptquartier einen Aufruf an alle S.-Näte des Heeres, Frei- 
milligenverbande für den Grenzſchutz Oſt zu bilden. Sofort beantragte 
der Polniſche Oberſte Volksrat bei der Regierung eine Aussprache 
über die Aufftellung des Grenzſchutzes. Sie fand am 29. November in 
Berlin ſtatt. Außer den Negierungsſtellen nahmen an ihr die Ver— 
treter des Polniſchen Oberſten Volksrates und des Generalkommandos 
ſowie des Oberpräſidiums in Poſen teil. Der Deutſche Volksrat aus 
Poſen fehlte. Man hatte ihn wiederum abſichtlich übergangen. 

Die Polen ſtellten folgende Forderungen: 

J. Surückziehung fremder Truppenkörper und Erjat durch Soldaten 
deutscher und polnischer Nationalität aus der Umgebung. 

2. Unterſtellung dieſes Grenzſchutzes in der ganzen Provinz unter 
das Polener Generalkommando. 

3. Allen Generalkommandos im Oſten ſollen Vertreter der polniſchen 
Bevölkerung als Beiräte beigegeben werden. 

4. Der Berliner Sentrale des Grenzſchutzes ſollen polniſche und 
deutſche Vertreter aus Poſen beigegeben werden. Der polniſche Ver- 
treter wird vom Polniſchen Oberſten Volksrat präſentiert. 

5. Den Oberpräſidien in Poſen, Breslau, Danzig und dem Regie- 
rungspräſidenten in Allenſtein ſind polniſche Beiräte zu geben, die 
durch den Polnischen Oberſten Volksrat gewählt werden. 

Wenn wir der polniſchen Preſſe Glauben ſchenken können, Jo er- 
hob. lich, vou. der Vertretung der militäriſcheu. wie der. Verwaltunas⸗ 

behörde in Poſen kein Widerſpruch gegen dieſe Forderungen. Die 
Regierung in Berlin nahm ſie zur Erwägung entgegen. Die polniſche 
Preſſe berichtete, daß die Vertretung den Eindruck gehabt habe, als 
wenn die ſozialiſtiſche Negierung mit den Forderungen einverſtanden 
geweſen wäre, doch die militäriſchen Behörden hätten ſcharf gegen ſie 
angekämpft. („Dziennik Poznanſki“ Nr. 277 vom 3. Dezember 1918.) 

Der Kampf um den Grenzſchutz ging in geſteigerter Heftigkeit 
weiter. Die Polen fühlten, daß die Aufſtellung dieſer Truppe der 
wirkſamſte Gegenzug gegen ihre Pläne werden müſſe und Juchten 
Jie durch alle möglichen Mittel zu verhindern. Sollte das nicht 
möglich ſein, ſo wollten ſie die Beſetzung der Provinz Poſen ju 
vermeiden oder wenigſtens ſo viel wie möglich zu verzögern juchen. 


Ihr Preſſe aus dieſer Seit ſtrotzt vor Angriffen gegen den Grenz⸗ 


ſchutz. Dabei werfen ſie alles bedenkenlos durcheinander. Vielleicht 
geſchah das gar mit Abſicht. Oberkommando Oft, Seneralkommando, 
Heimatſchutz, Grenzſchutz, in der Demobilifierung begriffene Truppen 
teile, Reſte aktiver Heeresbeſtände, vorgeſchobene Truppen des 

Armeekorps, dem II. Armeekorps zugeteilte Truppen, längſt 
entlaffene Militärperjonen: Alles das wirbelt bei ihnen durcheinander. 
Nimmt man noch dazu, daß es auf polnischer Seite die Bürger- 
wehr, den Wach- und Sicherheitsdienſt, „die militäriſche Organi- 
ſation“ und darüber hinaus in der Provinz in der Organisation 
begriffene neue polniſche Truppenkörper gab, ſo kann man wohl 
verstehen, daß die überſicht nicht leicht war. In dieſer oft künjtlich 
erzeugten Verwirrung machten ſie ihre politiſchen Geschäfte. Alle 
dieſe Verbände gingen in Seldgrau, alſo in der deutſchen Militär 
uniform. Die polnischen Truppenteile trugen dazu noch den pol- 
niſchen Adler als Hoheitszeichen und die polniſchen Farben. Außer- 
lich durch dieſe Abzeichen und innerlich durch den künjtlich ge= 
ſteigerten Haß gegen die deutſche Wehrmacht ſchieden ſich bald zwei 
Heerlager voneinander ab, das polniſche, das mit allen Mitteln 
fieberhaft ausgebaut wurde, und das deutſche, das durch allerhand 

Maßnahmen der Regierung gehemmt, irregeführt, verdächtigt und 
durch die ſozioliſtiſche Revolution fortgeſetzt jerfetzt wurde. Schon das 
Fehlen der Kokarden und die abgeſchnittenen Achſelſtücke verrieten, 
daß die deutſchen Angehörigen des Militärs der Diſfiplin entbehrten 
und im Abbruch ſtanden. 

Es ift mir nicht möglich, aufzuweiſen, was auf deutſcher Seite an 
Truppenteilen noch vorhanden war und wo und wie die Formationen 
Verwendung fanden. Das könnte mit einiger Sicherheit nur durch 
genaue Durchlicht der Akten der Generalkommandos und des Ober- 
kommandos Oft geſchehen. Dieſe Arbeit ſteht noch aus. Sie iſt für 
die vorliegenden Ausführungen weniger notwendig, da fie das End⸗ 
ergebnis und das Endurteil fo gut wie gar nicht beeinfluffen kann. 


Von Hermann Piſchke. 


Nach der Schrift von Lamla (Lamla, der Aufjtand in Poſen, Berlin 
1919, Seite 10 und 20) hat kein Freiwilliger des Grenzſchutzes vor 
dem Aufſtande Poſener Gebiet betreten. Bei dieſer Behauptung 
ſtützt er ſich auf amtliches deutſches Material. Das muß zum mindeften 
für den Bereich des 5. Armeekorps zutreffen, da ſelbſt der polniſche 
Oberſte Volksrat trotz aller Aufregung in der Preſſe in ſeinem Tele- 
gramm vom 9. Januar an Herrn von Gerlach es nicht wagt, die An- 
ſchuldigung zu erheben. Er ſchränkt ſie auf das zweite und fechſte 
Armeekorps ein. Für diefen Bereich dürften die polniſchen Angaben 
aber als völlig unzuverläſſig gelten, da ihnen ein Einblick in die amt⸗ 
lichen Ausweiſe fehlte. 


ſchutz“ zur Verfügung, in denen er ſich mit großer Schärfe gegen die 
Grenzſchutzbewegung wendet, die er reaktionär, antirevolutionär und 
antipolniſch nennt. Er teilt darin eine Depeſche mit, die er am 9. De- 
zember an ſeinen Vertrauensmann im Miniſterium des Innern in 
Preußen, aljo an den Unterſtaatsſekretär von Gerlach, nach Berlin 
richtet. Sie hat folgenden Wortlaut: 

„Ungeachtet aller Vorſtellungen des Generalkommandos ſchickt uns 
das zweite und ſechfte Generalkommando Abteilungen des Heimat- 
ſchutzes auf den Hals. In Witkowo hat der Führer des Heimat- 
ſchutzes die A. und S.-Näte beſeitigt und die Diktatur verkündet. 

Die Stimmung iſt beunruhigend, weil das fremde Soldaten Jind. 
Die hieſigen Soldaten, beſonders die polnischen, werden geſetzwidrig 
in Stettin behalten und man läßt ſie nicht nach Hauſe. Wir fordern 
die ſofortige Beſeitigung der fremden Soldaten aus den Heimatſchutz⸗ 
abteilungen und die Beſeitigung der Führer. Wir erwarten tele- 
graphiſchen Bescheid. Wenn dieſer Beſcheid nicht bis morgen abend 
eintrifft, werden einige Kreiſe Lebensmittelverforgung einſtellen. Der 
Oberſte Volksrat.“ 

Auf dieſes unverſchämte Ultimatum mit einer offenen Kampf⸗ 
anſage beeilt ſich von Gerlach, in der geforderten Friſt, alfo bis Abend 
des 10. Wezember, eine Antwort zu geben. Sie heißt: 

„Über die Vorgänge in Witkowo hat mir am Sonntag ein dorthin 
entſandter Vertrauensmann berichtet. Die Beſeitigung der Beamten, 
jowie der A.- und S.-Näte wurde Jofort rückgängig gemacht. Au, 
Grund des Berichts über die Witkowoer Vorgänge habe ich geſtern 
vom Kriegsminiſterſum das Erlaſſen genereller Weiſungen für die 
Offiziere im Olten gefordert, die dortige Übergriffe ausſchließen 
würden. Auf Grund ihres heutigen Telegramms habe ich ſofort bei 
der Reichsregierung eine ſchleunige gemeinſame Sitzung mit allen 
intereſſierten önſtanzen beantragt zwecks endgültiger Regelung der 
Heimatſchutzangelegenheit. . . 

Ich bitte dringend, bis zum Ergebnis dieſer Sitzung keine Maß- 
nahme mit unberechenbaren Solgen zu treffen, beſonders die Ver- 
ſendung von Lebensmitteln nicht einzuſtellen. Am Sonnabend werden 
Minijter Hirſch und ich nach Poſen kommen zwecks mündlicher Ver⸗ 
handlungen.“ 

Dieſer Telegrammwechſel iſt ſehr bezeichnend. Der polniſche Oberſte 
Volksrat fordert und droht. Von Gerlach beeilt ſich zu erfüllen und 
bittet dringend. über den richtigen Stil in ſolchen Angelegenheiten 
verfügt er nicht. Das gilt natürlich auch für das Miniſterium des 
Innern in Preußen. 

Der angekündigte Beſuch kam. Diesmal verhandelte man in 
einem größeren Kreiſe. Von der Berliner Regierung waren ver- 
treten: Der Minijterpräfident Hirſch, der Miniſter des Innern Ernſt, 
von Gerlach, Landrat Löhrs und als Vertreter des Kriegsminiſters 
Major Williſen. Ferner waren anweſend die Negierungspräſidenten 
aus Bromberg und Poſen und der General von Schimmelpfennig als 
Vertreter des ſtellbertr. Kommand. Generals. Von dem polnischen 
Oberſten Volksrat nahmen an der Verhandlung teil der Prälat 
Adamfki als Vorjitender, Korfantu und der Rechtsanwalt Tramp— 
czunſkti. DE ; 

Die Verhandlungen drehten ſich in der Hauptſache um den Heimat- 
ſchutz oder Grenzſchutz. Sowohl die Regierung wie die polnische Seite 
haben über die Verhandlungen kurze Berichte an die Preſſe gegeben. 
Nach dem Bericht des Kurjer Poznanſki vom 18. Dezember 1918 
Nr. 200 hätten die Polen der Regierung vorgeworfen, daß fie ihr 
Verſprechen bezüglich des Heimatſchutzes nicht gehalter habe und mit 
paſſivem Widerſtande gedroht. Als der Major Williſen dieſe An- 
ſchuldigung jurückwies, gab der Prälat Adamfki im Namen der an⸗ 
weſenden Polen die Erklärung ab, daß die Sufammenſetzung der Ver- 
ſammlung den polniſchen Vertretern weitere Verhandlungen in einer 
Reihe von Fragen unmöglich mache, weil an der Verſammlung ein 
überwiegender Teil von Bertretern des alten Syſtems teilnehme, die 
die neuen Verhältniſſe nicht verſtehen könnten. In Anbetracht deffen 
müßten jie die Konferenz für zwecklos halten und würden weiter nicht 


mehr an ihr teilnehmen. Hu Verhandlungen mit der Regierung ſeien 
Jie bereit. In den nun folgenden Auselnanderſetzungen einigte man 
ſich ſchließlich auf eine Erklärung, die der Minifterpräfident Hirſch in 
der Schlüßverhandlung am Sonntag, dem 15. Dezember, verlas. 

Sie lautet: 

„Die Regierung hält einen beſonderen Heimatſchutz für die Provinz 
Dojen nicht für nötig. Dagegen ift ein Grenzſchutz unbedingt erforder- 
lich zur Übernahme des Oſtheeres und um die Ausfuhr von Lebens- 
mitteln zu verhindern. Der Grenzihut iſt von den bodenſtändigen 
(d. h. den in Friedenszeiten in demſelben Bezirk garniſonierendeu) 
Truppen unter Kontrolle der Soldatenräte wahrzunehmen. Eine an- 
ordnende Gewalt ſteht den Soldatenräten nicht zu. Die z. S. noch in 
der Provinz befindlichen Truppen aus fremden Bezirken Jollen ſofort 
zurückgezogen werden, ſobald Truppen aus den zujtändigen General- 
kommandos zur Verfügung ſtehen, die ſich aus den dienſtpflichtigen 
Jahrgängen und Freiwilligen zuſammenſetzen.“ 

Dieſe Verhandlung zeigt mit erſchreckender Deutlichkeit, wohin die 
falſche Politik der preußiſchen Regierung bereits geführt hatte. Die 
ſtete Nachgiebigkeit hatte den Polen den Mut gegeben, ſich mürrisch 
den Verhandlungen zu entziehen, wenn ſie ihnen nicht paßten. Übrigens 
kam trotz alledem die preußiſche Regierung wiederum auf der ganzen 
Linie entgegen bis auf einen Punkt, in dem die Gegenjäte unüber- 
brückbar waren. Die Polen forderten, daß der Grenzſchutz ſich nur 
aus Soldaten zuſammenſetzen dürfe, die in der Provinz ausgehoben 
wären. Dem konnte die Vertretung des deutschen Miniſteriums nicht 
beiftimmen. Hier wird ein Mißtrauen deutlich ſichtbar. Man kam 
überein, op “ver pblifiſche Woerſte Obiksrar'hoer bien ungekiarren 

Punkt eine Eingabe an das Staatsminiſterium machen ſollts. Das iſt 
auch am folgenden Tage, dem 16. Dezember geſchehen. 

Herr v. Gerlach iſt in dieſen Verhandlungen für die Öffentlichkeit 
nicht ſichtbar geworden. Er verſchwand hinter Jeinen Vorgejetten. 

Zu gleicher Seit wandte ſich der polnische Oberſte Volbsrat an 
den Kongreß der A.- und S.-Räte, der am 16. Dezember in Berlin 
tagte. Das Schreiben hat folgenden Wortlaut: 0 

„Der Vollzugsausſchuß Pofen ſendet der Neichskonferen; herzliche 

und brüderliche Grüße mit dem Wunſche einer gedeihlichen Arbeit für 
das geſamte Volk. Wir erbitten gleichzeitig die Hilfe der Reichs- 
konferen; in folgender Sache: 

Der Vollzugsausſchuß Poſen hat ſich mit allen Kräften bemüht, die 
Ruhe und Ordnung im Poſener Lande aufrechtzuerhalten, was auch 
von der hieſigen Bevölkerung, der polniſchen ſowohl als auch der 
deutſchen, anerkannt wird. Trotzdem ſind gegen unſeren Einſpruch 
Heimatſchutz- bzw. Grenzſchutztruppeu im Auftrage der Berliner 
Reichsregierung zum Teil mit Ausweiſen des Berliner Vollzugsrates 
nach der Provinz entſandt worden, die ſich nachweislich zahlreicher 
Übergriffe ſchuldig gemacht haben. Cine neue Verfügung des Kriegs- 
miniſteriums verlangt Anwerbung Freiwilliger für das Oſtheer. Vom 
Arbeitsnachweis werden Arbeitsloſe an die Werbebüros verwieſen. 
Grenzſchutz und Oſtheer bedeuten ſchwere Gefährdung des Friedens. So⸗ 
fern die Maßnahmen, mögen fie Heimatſchutz, Grenzſchutz oder Oſtheer 
heißen, nicht unverzüglich rückgängig gemacht werden, lehnen wir die 
Verantwortung für die Aufrechterhaltung der Nuhe und Ordnung ab 
N müffen für die entſtehenden Solgen die Anftifter verantwortlich 
machen.“ 

Der Kongreß der A.- und S-Räte in Berlin war aber unter- 
richtet. Er ſiel auf die herzlichen und brüderlichen Grüße, die gar nicht 
beſtehende Beziehungen vortäuschen ſollten, nicht herein. Die Volks⸗ 
beauftragten Ebert und Landsberg batten die Notwendigkeit des 
Grenzſchutzes begründet und ihre Beibehaltung gefordert. Der Kongreß 
ſehloß ſich ihnen voll an. Die Polen hatten die Entſcheidung mit großer 
Unruhe erwartet. Sie waren natürlich durch ihre Kundſchafter auf das 
befte unterrichtet. Sie richteten ſofort ein Telegramm an die Volks- 
beauftragten Barth, Ebert und Haaſe, in dem ſie gegen die Beſchlüſſe 
proteſtierten. Das Telegramm heißt: 

„Aus den Seitungsberichten über die Reden der Volksbeauftragten 
Barth und Ebert auf dem Kongreß der A.- und S.-Näte geht hervor, 
daß das Kabinett, durch Beweggründe der nationalen Ehre veranlaßt, 
ur Verteidigung der deutſchen Bevölkerung gegen angebliche polniſche 

anden und zu dem Zwecke, polniſche Gebiete nicht ohne Widerstand 
jedem Eindringling herauszugeben, ganz einmütig die Bildung eines 
Grenzſchutzes beſchloſfen hat. Wir erheben tatkräftigen Einſpruch gegen 
Maßnahmen, die unter dem Deckmantel der deutſchen nationalen Ehre 
die erſehnten polniſchen Veſtrebungen unterdrücken follen, gegen die 
unwahren Nachrichten von der Bedrohung der deutſchen Bevölkerung 
durch die Polen. Eindringlinge, die die Ruhe und Ordnung unjeres 
Pandesteiles ſtören könnten, wird die hieſige Bevölkerung allein ab 
juwehren verſtehen. 8 

In den polniſchen Landesteilen haben die Polen bisher nirgends 
die Ruhe und Ordnung gejtört. Wir proteſtieren gegen die Beſotzung 
unſerer Landesteile durch den deutſchen Grenzſchutz, da wir darin ein 
Vorgreifen der Beſchlüſſe des Friedenskongreſſes mit Hilfe der Macht 
erblicken. a z I a . 

Wir erheben tatkräftigen Einſpruch gegen die Pogrome der Polen 
in Danzig, wir machen dafür die Reichsregierung verantwortlich und 
fordern völligen Schadenerſatz für die durch die Vorfälle betroffenen 
polniſchen Opfer. 1 RR 

Das Kommiſſariat des Oberften Volksrats: 


Poszwinflki. Korſantu. Seiſtl. Adamjki.* 


Das war die letzte große Auseinanderſetzung der Polen mit den 
deutſchen Regierungen bezüglich des Grenzſchutzes. Sie fiel in dieſelbe 
Geit, in der die Warſchauer Regierung die Beziehungen zu Deutſch- 
land abbrach. Die Sähigkeit und die Sielſicherheit in denn Vorgeyen 
der Polen deutet mit voller Klarheit an, wohin ihre Beſtrebungen 
gingen. Wäre es den Polen tatjächlich Ernſt damit geweſen, den Be- 
ſtimmungen der Friedenskonferenz nicht vorzugreifen, ſondern in aller 
Ruhe das Ergebnis abzuwarten, jo hätte der Kampf gegen den Grenz= 
ſchutz mit den offenen Drohungen keinen Sinn gehabt. Tatjächlich 
dachte man nicht daran, ſich in Ruhe zu fügen. Darum der verdächtige 
Eifer. Die Polen in Poſen hofften aber auch auf die bewaffnete 
Unterstützung von Kongreßpolen aus. Dort war nach der Rückkehr 
Pilſudſkis die Aufſtellung einer Wehrmacht in vollem Gange. Die 
Pojener Polen hatten ſich bereits im November mehrfach an Pilſudſki 
um militäriſche Unterjtügung gewandt. Später iſt ſie tatſächlich ein- 
getreten. Lin ſtarker Grenzſchutz hätte aber das Poſener Gebiet von 
Kongreßpolen abgeriegelt und eine Neihe von polniſchen Plänen un⸗ 
möglich gemacht. So mußten gerade bei der Frage des Grenzſchutzes 
die Gegenſätze in voller Schärfe erkennbar werden. 

Bei der Behandlung der Frage auf deutſcher Seite müſſen wir 
leider eine beſchämende Uneinigkeit und Sielloſigkeit erkennen. Bei dem 
Kongreß der A.- und S.-Räte am 15. Dezember ſeotzten Ebert und 
Landsberg die Aufitellung des Grenfſchutzes durch. Gerlach aber be- 
zeichnete ihn in Poſen als „nicht glücklich“ und gab die Provinz tat- 
Jächlich in gar nicht mißzuverſtehenden Ausdrücken auf. Dennoch blieb 
er im Amte. Auch die Verhandlungen und Maßnahmen der preußiſchen 
Regierung waren ein ſtetes, ſchwächliches und unentſchiedenes Zurück“ 

weichen. Es war damals in Polen allgemein bekannt und in der pol= 
niſchen Preſſe zu leſen, daß die Polen bei den Verhandlungen am 
15. Dezember mit Entziehung der Nahrungsmittel gedroht hatten. 
v. Gerlach hatte ihnen bei dem Beſuch am 19. November ja ſelbſt das 
Stichwort und die preußiſchen Behörden durch die Genehmigung des 
Provinzialernährungsamtes das Mittel dazu in die Hand gegeben. Es 
war ferner bekannt, daß der frühere polniſche Abgeordnete Tramp- 
czunſki bei den Verhandlungen dem Herrn v. Gerlach, als dem Ver— 
treter des Ministeriums mit einem Gemetzel unter den Deutſchen gedroht 
hatte, wenn man wagen ſollte, die Provinz mit Truppen zu beſetzen. 
Das alles nahm man hin. Und als die Polen den Verdacht hatten, als 
rüſteten ſich die Deutſchen in Poſen ſelbſt zur bewaffneten Abwehr, da 
fuhr einer der polniſchen Herren den Vorſitzenden des A.- und S.-Rates, 
Cwachtmann, in offener Verſammlung an und drohte mit einem fürchter- 
lichen Blutbad unter den Deutfchen, fo daß er nach polnischer Dar- 
ſtellung bleich und ſchlotternd daſaß und jede Haltung verlor. Ein paar 
Stunden darauf ſtreute ein deutſches Flugzeug Slugblätter über der 
Stadt Poſen aus, in denen die Bevölkerung dringend zur Nuhe gemahnt 
wurde. Erſt das Auffällige dieſes Vorganges reizte zur Nachfrage. 
Darauf wurde der Beweggrund dazu der Bevölkerung brutal mit- 
geteilt. Trotz alledem ein ſtändiges ſchwächliches Surückweichen der 
deutſchen Regierungsitellen ohne irgendein feſtes Ziel. Schlimmer kounte 
man die Ohnmacht der deutſchen Regierung nicht vor Augen ſtelleu. 
Den polniſchen Herren ſchwoll der Kamm. Sie fühlten ſich als Herren 


dor Lage. 
(Fortſetzung folgt.) 


Mitteilungen des BDO, 
\ Der Bundesführer. 


Zum Leiter der Abteilung Bayerische Oſtmark im Bundesamt für 
Heimat- und Volkstumspflege habe ich den Führer der Landesgruppe 
Bauern- Pfalz, Pg. Hanns Beer- München, berufen. 

Verwalter von Amtern in der Bundesführung, den Landes- 
führungen, Untergruppen- und Ortsgruppenführungen tragen nicht die 
Bezeichnung Amtswalter, ſondern Amtsträger. Dr. Lüdtke. 


Haus „Kurmark“. 


Die Aufrufe des Gauleiters Wilhelm Kube zur Spende für 
das Gauhaus Kurmark haben bisher die ſtattliche Summe von 
115 136 Mark erbracht. Damit ift jetzt vom Gauleiter das Haus 
An der Apoſtelkirche 7 angekauft worden, in deſſen Näumen ſchon die 
Geſchäftsräume der Gauleitung untergebracht waren. Der Gauleiter 
Wilhelm Kube gibt ſeiner Freude über dieſen Erfolg u. a. mit folgenden 
Worten Ausdruck: N: 

„Die Sammlung geht ihrem Ende entgegen. Mit vorbildlichem 
Eifer haben die zahlreichen Dienftftellen der Partei, vor allen Dingen 
PO, NS O., Arten und Lehrerſchaft ſich für diefe Sammlung 
eingeſetzt. Ein ſtolzes Ergebnis zeigt den Erfolg unjerer kamerad=- 
ſchaftlichen Zuſammenarbeit. 

Sch habe als Gauleiter der Kurmark das wertvolle Grundſtück 
Berlin W 57, An der Apostelkirche 7, nunmehr für den Gau Rurmark 
erworben. Für jeden Kurmärker und für jede Kurmärkerin wird es 
ein ſtolzes Gefühl ſein, daß unſer Gau, der der Mitgliederzahl nach 
zu den größten im ganzen Reich gehört, nunmehr ein Heim beſitzt, 
das auch äußerlich unjere große ſtolze Bewegung zum Ausdruck bringt. 
Weit über Berlin flattert von unſerem Sauhaus das leuchtende Hitler 
banner und kündet von zähem Kampf oſtmärkiſcher und branden⸗ 
burgiſcher Natlonalſozialiſten für die Idee unjeres Sührers.“ 
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Aus der Arbeit des Bundes Deutſcher Often, 


Der Tag des deutſchen Oftens in Kottbus. 


Durch die große Kundgebung der Untergruppe Lauſitz⸗ 
Weſt des Bundes Deutſcher Oſten, die am 23. und 24. Sep- 
tember in Kottbus ſtattfand, iſt es gelungen, weite Kreiſe der Be⸗ 
völkerung in erhöhtem Maße für das Schickſal des deutſchen Oftens 
zu intereſſieren, in die Herzen und Köpfe die Überzeugung einzu- 
hämmern, daß die Oftfrage für ganz Deutſchland eine Schickjals- 
angelegenheit von ausſchlaggebender Bedeutung iſt. An der Sührer⸗ 
ratsfitzung, mit der der Tag des Deutſchen Oſtens eingeleitet 
wurde, nahmen u. a. teil der ſtellvertretende Bundesführer Dr. 
Thiele, der Landesführer Oftmark, Kriebel, Regierungs- 
präsident Dr. Eichler, Oberbürgermeiſter Dr. Haltenhoff, 
Kreisleiter Conrad, die Landräte Schroeter ⸗-Kottbus, von 
Aldensleben⸗- Lübben, von Saher -Spremberg, Ermert- 
Calau, ferner Stadtſchulrat Kretſchmann Frankfurt a. d. O. und 
Schulrat Rechenberg - Kottbus. Nach Oberbürgermeiſter Dr. 
Haltenhoff berichtete Landesführer Kriebel über die Entwicklung 
des BDO. in der Oſtmark. Am 5. Juni, als er die Leitung der 
Landesgruppe übernommenen habe, hätten dort 42 Ortsgruppen mit 
2500 Mitgliedern beſtanden. Heute fei die Sahl der Ortsgruppen be- 
reits auf 87 gewachſen, an Mitgliedern zähle man 6000. Aber dieſer 
Suwachs fei erſt ein Anfang. Die Sahl der Mitglieder müſſe innerhalb 
eines Jahres mindeftens verfünffacht werden. Der Redner beſprach 
dann im einzelnen die Arbeiten des Bundes und wies darauf hin, daß 
die Aufklärungsarbeit verſtärkt fortgeführt werden müſſe. Nicht mit 
Waffengewalt, ſondern mit unſerer ſtarken geiſtigen und kulturellen 
Überlegenheit müſſe das deutſche Land im Oſten zurückgewonnen 
werden. — Sodann erſtattete Rektor Gierke den Bericht über die 
Untergruppe Lauſitz-Weſt und Negierungspräſident Dr. Eichler 
nahm in längeren Ausführungen jur Oſtpolitik Stellung. — Nach der 
Führerratsſitzung marſchierte die Fahnenabteilung mit den aus dem 
verlorenen Gebiet geretteten Fahnen durch die von Menſchen dicht 
umjäumten Straßen zum Marktplatz, wo der jtellvertretende Bundes- 
führer Dr. Thiele vor Sehntaufenden über die fumbolifche Be⸗ 
deutung der Fahnen und die Verpflichtung der Tradition ſprach. Im 
Anſchluß an den Aufmarſch auf dem Marktplatz fand ein Be⸗ 
grüßungsabend im großen Saale des Bürgerkaſinos ſtatt. Hier 
führte nach der Eröffnungsanjprache des Rreisleiters Conrad Re— 
gierungspräfident Dr. Eichler u. a. folgendes aus: Die Staats- 
führung in der früheren Seit habe nicht den Mut aufgebracht, den 
Oftgedanken und den natjonal-völkiſchen Geist, der dieſer Bewegung 
innewohnt, zu unterflützen. Dieſe Seiten ſeien Gott ſei Dank vorbei. 
Man könne überzeugt davon Jein, daß der BDO. eine ungeheure 
Miffion zu erfüllen habe, die Jo groß ſei, daß das geſamte deutjche 
Voll ſich hinter dieſen Gedanken ſtellen müſſe. Der Redner kam dann 
auf die Wendenfrage zu ſprechen und betonte, die Wenden hätten 
mit uns gekämpft in ſchwerer und ſchwerſter Zeit. Sie hätten ſich von 
keinem Beutſchen übertreffen fallen, wenn es geheißen habe, das letzte 
herzugeben. Es ſei dem Xegierungspräfidenten eine Chrenpflicht in 
dieſer Stunde, das zu betonen! Seit mehr als taufend Jahren beſtehe 
diefe deutſch-wendiſche Verbundenheit. Die Wenden Jeien mit die 
beſten Soldaten im Weltkriege geweſen. Solcher Mitſtreiter am 
deutſchen Gedanken könnten wir uns freuen; ſie jeien Arier und mit 
uns berufen, das deutſche Schickfal im Oſten ju meiſtern. Der Redner 
beschäftigte ſich dann mit den wirtſchaftlichen und kulturellen Aufgaben 
in der Oſtmark, hob die Arbeiten im Spreewald und die Notwendig- 
keit der Siedlung hervor und machte dann davon Mitteilung, daß der 
für die Oſtmark wichtige Bau des Elbe — Spree — Oder- 
Kanals ſtärker im Vordergrunde ſtände. 

Die Veranstaltungen des nächſten Tages begannen mit einem 
Fahnenaufmarſch, dem Einzug in die Gotteshäufer, in denen die An- 
Sprachen der Geiſtlichen der beſonderen Bedeutung des Tages gerecht 
wurden. Die Geiſtlichen lenkten mit packenden Worten die Auf- 
merkſamkeit auf die Volksgenoſſen im Often, auf die Kulturarbeit, die 
Deutſchland in den entriffenen Gebieten geleiſtet hat, gaben der Trauer 
um den Verluſt Ausdruck und ermahnten zur Einigkeit und Treue; fie 
verwieſen ferner auf die Zukunft, die uns mit Gottes Hilfe jene 
Gerechtigkeit widerfahren laſſen werde, auf die das deutſche Voll 
feine Hoffnung ſetze. — Daun ſtrömten auf dem Schillerplatz über 
20000 Menſchen zuſammen. Dort hielt die Eröffnungsanſprache 
Oberbürgermeiſter Dr. Haltenhoff. Er hieß die gewaltige Schar 
der Teilnehmer aus Stadt und Land, aus allen Teilen der Nieder— 
lauſitz herzlich willkommen, bewillkommnete beſonders den ſtell— 
vertretenden Führer des Bundes Deutſcher Often, Dr. Thiele, den 
Regierungspräfidenten Or. Eichler-Frankfurt a. d. O., den Gau- 
geſchäftsführer Polack, deſſen Verdienſte um die Eroberung der 

ſtmark für den nationalſozialiſtiſchen Geiſt und für die Sache 
des veren Deutſchland unvergeſſen bleiben werden, ſowie den Landes- 
führer Kriebel-Frankfurt a. d. O. Darauf ſprach Dr. Thiele. Seine 
Ausführungen ſtellten ein Bekenntnis dar für die ewigen Werte des 
deutschen Volkstums. An diefen Werten feſtzuhalten, darauf komme 
es an, das müſſe Gemeingut des Volkes werden. Brandenburg⸗ 
Preußen habe in der deutſchen Geſchichte eine ausſchlaggebende Volle 
gelpielt, Man habe dieſen Geist der Zucht und Ordnung und der 

teue in den letzten Jahren häufig verläftert, aber es ſei nun die Zeit 
gekommen, in der man ſich auf diefen Geift wiederbeſonnen habe. Es 


lei der Gedanke der Verpflichtung des einzelnen der Geſamtheit gegen- 
über, die Durchdringung des Ganzen mit dem Gedanken wahren 
Volkstums. Allerdings, das neue Reich, das man anftrebe, werde 
nicht als Geſchenk des Himmels zu uns kommen, es müſſe erkämpft 
werden. Nötig ſei die Umwälzung des Menſchen von innen heraus. 
Vor allem könne der neue Staat nur werden, wenn alles einig jei und 
feſt zuſammenhalte. Wenn es darum gehe, die Freiheit des Ganzen 
zu erringen, dann müſſe man auch entjchloffen ſein, die höchſten Opfer 
ju bringen, denn: Die Freiheit und das Himmelreich gewinnen Keine 

Halben. — Gaugeſchäftsführer Pola ck, der als nächſter jprach, 

übermittelte eingangs die herzlichen Grüße des Schutzherm des Bundes 

Deutſcher Oſten, des Oberpräſidenten und Gauleiters Kube. Dieſer 

habe zum deutſchen Oſten ſowohl als Politiker wie als Menſch Jtärkfte 

Beziehungen. In den Jahren der Schande habe er als Kämpfer immer 

in den vorderſten Reihen gestanden und ſich als unerbittlicher Gegner 

der Novemberverbrecher gezeigt. Dieſen Kampf habe Oberpräſident 

Kube geführt als Preuße, als Menſch des Ostens, der aus der Ver- 

bundenheit des Blutes für dieſen Ojten zu leben und zu ſterben bereit 

war. Die Grüße des Oberpräſidenten ſeien beſonders auch an die Be⸗ 

wohner des Lauſitzer Spreewaldes gerichtet, die ungeachtet der Er⸗ 

haltung ihrer Eigenart immer gute Deutſche waren und ſich trotz ge⸗ 

wiſſer Einflüfterungen vom Auslande her auch in alle Zukunft als 

Deutſche ſühlen werden. Der deutſche Often werde nach dem Willen 

des Sührers Adolf Hitler in ſeinem Geſamtgeſchick fester als je vom 

ganzen deutſchen Volk getragen werden. Dieſe Frage habe nichts 

zu tun mit Chauvinismus oder Imperialismus, es handle ſich hier um 

die Lebensrechte des deutſchen Volkes in friedlichem Wetlbewerb. 

Drei große Gejichtspunkte Jeien vorherrschend: Erſtens müſle die 
Sicherheit des deutſchen Oſtens zur Stage der Geſamtheit der 

Nation gemacht werden. Ein lebendiger Oſtwall in Form eines breiten 

Siedlungsgürtles, beſetzt mit deutſchen Menſchen, werde hier eine 

größere Sicherheit bilden, als Seſtungen und Panzertürme. Dazu ſei vor 

allem erforderlich, daß der Großgrundbeſitz freiwillig das nötige Land 

hergebe, daß er bereit ſei, durch ein ſolches Opfer die Zukunft des 

Reiches zu fichern. Wer nach dem Oſten verſetzt werde, dürfe dies nicht 

mehr empfinden als eine Art Surückfetzung, ſondern müſſe es als beſon⸗ 
dere Ehre anjehen. Zweitens gelte es, geile Dinge der Vergangenheit 

auszulöſchen, und hierher gehöre jenes frühere Beſtreben, die Kultur 

in einzelnen großen Städen zu konzernieren und konzentrieren. Der 

Begriff des „Provinzlers,, der eine gewiſſe Geringſchätzung 

gegenüber dem Lande enthalte, mülſje völlig verſchwinden, und dafür 

müfſſe die Hochachtung vor dem Lande, das noch immer wahres Volks- 

tum und wahre Volkskultur hervorgebracht habe, wieder ſteigen. 

Drittens müſſe man daran denken, einen Teil der im Weſten zu» 

ſammengeballten Induſtrie in das Oſtgebiet zu ver- 

pflanzen. In diefem Sinne entbot der Nedner zum Schluſſe dem 

deutſchen Oſten, den deutſchen Menſchen diesjeits und jenſeits der 

Grenze nochmals die Grüße des Oberpräfidenten und ſchloß mit drei- 

jachen Siegheil auf den Führer Adolf Hitler. 

Als nächſter Nedner ſprach dann Gemeindedorſteher 
Fiſcher-Burg, der Jeine Nede zunächſt in wen⸗ 
diſcher und dann in deutſcher Sprache vortrug. Er 
führte etwa aus: Wenn ſich die Niederlauſitzer Wenden mit den 
übrigen Oſtmärkern zu einer Jo großen Kundgebung zujammengefunden 
haben, dann aus dem vollen Bewußtſein heraus, daß es ein wen 
diſches Land und Volk nicht gibt, ſondern daß 
beide nur ein kleiner Teil des großen deutſchen 
Volkes und Vaterlandes ſeien. An dieſem großen 
Deutfchland halten fie ſtol; feſt. Die innere Stimme ift es gemefen, 
die alle Niederlauſitzer Wenden während der Syftemjahre bejtimmte, 
nicht jenen Drabtziehern nachzulaufen, die ein künftliches wendiſches 
Reich vom Auslande her ſchaffen wollten. Die Niederlau- 
Jiter Wenden liebten jederzeit das deutſche, 
nicht aber ein wendiſches Vaterland, das es in 
Wirklichkeit gar nicht geben kann. Und alle Nieder⸗ 
laufiger Wenden wilfen auch, daß die deutſchen Grenzleiden im Often 
nicht etwig anhalten können. eder Bauer weiß, daß Grund und 
Boden als Vätererbe verpflichten, daß ſie nicht nur einer behaglichen 
Gegenwart des einzelnen Befitzers dienen, Jondern die Pflicht be⸗ 
deuten, der Ernährung des deutſchen Volkes zu dienen und in un⸗ 
geſchmälerten Beſitz der bäuerlichen Kinder und Kindeskinder über⸗ 
zugehen. Gerade darum begreifen gerade die wendiſchen Bauern, die 
mit den deutſchen Brüdern blutsverwandt ſind, wie unſäglich ſchwer 
der deutſche Bauer drüben jenjeits der Grenze leide und wie not⸗ 
wendig es für ganz Deutſchland iſt, den vom Führer geforderten 
„lebenden Wall im Often“ durch Bauernſiedlung zu bilden. Alle 
wendiſchen Bauern der Niederlaufit geloben, 
an dieſem nationalen Werke mitzuſchaffen, wei 
fie Jib völlig als deutſche Bauern fühlen und 
in Wahrheit auch deutſche Bauern ſind. Sie geloben 
es doppelt freudig, ihre Pflicht zu tun, weil endlich eine deutſche 
Regierung am Ruder ift, die erftmals nach vierzehn Jahren den 
Bauern wieder einreiht in die große deutſche Volktsgemeinſchaft und 
ihm gegenüber ihre Pflichten voll erfüllt. Dem Führer Adolf Hitler 
muß gedankt werden, daß er zugleich auch den Bauern wieder jum 
Mitträger deutscher Kultur gemacht hat. So ſteht der wen⸗ 
diſche Bauer der Niederlauſitz inmitten der 
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Bauernſchaft, den Blick nach Oſten, 
kameradſchaftlich ſchaffend mit allen anderen 
Brüdern der Scholle. Nichts für ſich Jelber, aber alles für 
die deutſche Nation, das iſt der Wahlſpruch. Und Sollten 
wieder einmal Männer kommen, welche die wen- 
diſchen Bauern der Nieder lauſitz als „Minder⸗ 
beit“ zu bezeihnen wagen, Jo werden es Bauern⸗ 
fäuſte ſein, die dieſe Beleidigung jenen gewiſſen 
Männern „aus klopfen“ werden. Der wendiſche Bauer 
der Niederlaufig wird auch aus innerſtem deutſchen Empfinden heraus 
alle Opfer auf ſich nehmen, die im Intereſſe des vaterländiſchen 
Neuaufbaues von ihm gefordert werden. Und wo es gilt, den deutſchen 
Often zu ftärken und zu verteidigen, da wird der Niederlaufiger 
Bauer in vorderſter Linie zu finden ſein. 

Negierungspräſident Dr. Eichler, Frankfurt a. O., nahm dann 
das Wort und führte etwa aus: Die machtvolle Kundgebung für die 
deutſche Muttererde im Oſten hat ihren Höhepunkt erreicht. Das 
einheitliche Wollen deutſcher und wendiſcher Bauern wurde ausge- 
ſprochen unter dem gewaltigen Eindruck der Fahnen, die aus den 
uns geraubten Gebieten im Oſten gerettet werden konnten. Unter 
dem Eindruck auch jener Fahnen, die das neue Oeutſchland Jymboli= 
ſieren. Wenn die Brüder der Oftgrenze ſich an ihr Vaterland wenden 
mit der Bitte um Schutz und Stärkung, Jo verhallt dieſe Bitte nicht 
ungehört. Als Vertreter der Regierung im Bezirk Frankfurt a. O. 
bin ich zu der Kundgebung gekommen, um zu dokumentieren, wie ernft= 
haft die Regierung an dem Werk im Oſten mitfchaffen will. Die 
Regierung will den bisher Künſtlich verödeten Oſten wieder auf- 
schließen. Deutſches Bauerntum und wendiſches Bauerntum ſind durch 
jahrtaujendalte Geſchichte ſchickſalverbunden und haben gemeinſchaft⸗ 
lich den Boden bebaut. Das läßt ſich heut nicht mehr trennen. Wenn 
ein Führer der Niederlaufitzer Wenden vorhin das Treuegelöbnis gab, 
fo weiß jeder, daß dieſes kein leeres Verfprechen iſt, ſondern Aus⸗ 
druck inenerſter Überzeugung. Jeder weiß das, und diejenigen Leute 
jenseits der Grenze, die verſuchten, durch eine künftlihe „Minder- 
heitsfrage“ einen Keil zwiſchen deutſch und wendiſch ſprechende Bauern⸗ 
ſchaft der Niederlaufit zu treiben, willen das ebenfalls ſehr genau. 
Gerade weil die Niederlauſitzer Bauern erlebt haben, wie vom Aus- 
lande her der fremde Keil in die heimiſche Bevölkerung getrieben 
werden ſollte, darum haben ſie auch volles Verständnis für den Oſten. 
Daß dieſer Öften geſchützt werden muß, daß im Often die Schickfals- 
frage ganz Deutſchlands zu löſen iſt, das muß in jedes Hirn einge⸗ 
hämmert werden. So moncher ſteht hier, der bisher nicht einmal 
ahnte, wieviel die verfloſſenen Regierungen im 
Often mehr oder weniger bewußt verjäumten 
und wieviel darum im Olten nachgeholt werden 
muß. Der Often ift deutſch und muß es bleiben, 
da ohne ihn keine deutfche Zukunft möglich iſt. 
Darum wenden wir uns dem zu, der dem deutſchen Volle ſchon oft 
aus Jeiner Not half, und bitten ihn: Herr, mach uns freil Laß uns 
uns nicht feige ſeinl Laß uns einig im Willen zur deutschen Zukunft 
ſeinl Eine Pflicht der Dankbarkeit aber iſt es, deſſen zu gedenken, 
der uns aus dem Sumpf und den troſtloſen Niederungen der Schmach 
wieder hinaufgeführt hat zum ſieghaften Licht, als Bannerträger neuer 
deutſcher Kraft und Herrlichkeit: Adolf Hitler! — Der Nede 
folgte ein dreifaches Sieg Heil auf den Führer. Dann jang man das 
Oeutſchland-Lied und das Horſt⸗Weſſel⸗Lied. — Nach Schluß der 
Kundgebung ſetzte ſofort der Abmarſch vom Platze in mehreren 
Staffeln ein. Überall bildete die Bürgerfchaft Spalier, überall wurden 
die einzelnen Abteilungen mit ihren Fahnen herzlich begrüßt. 


Srenzlandfahrt der Deutschen Landsmannſchaft. 


Von den drei Grenzfahrten, die der Führer des Amtes für Grenz⸗ 
land- und Auslandsfahrten der Deutſchen Landsmannſchaft, Diplom-- 
ingenieur Vollmann, in dieſem Jahr veranſtaltete, ging eine auch 
nach Schleſien, während die beiden anderen Oftpreußen und dem Saar- 
ebiet galten. Die Vorbereitung und Durchführung der Schleſienfahrt 
ag in den Händen der Landesgruppe Schleſien des 
Bundes Deutſcher Often. Im einzelnen wurden befucht das 
Waldenburger Bergland, Ottmachau (Staubecken), Ratibor und Hult⸗ 
ſchiner Grenze, Hindenburg, Gleiwit und Beuthen, Roſenderg. Be⸗ 
tufene Führer der oberſchleſiſchen Wirtſchaft und Verwaltung machten 
die Grenzlandfahrer mit den Nöten und Problemen Oberſchleſiens 
bekannt. Im Auſchluß daran ging die Fahrt in das niederſchleſiſche 
Grenzgebiet: Namslau, Groß-Wartenberg, Neumittelwalde, Militſch. 
An Ort und Stelle überzeugte man ſich von dem Widerſinn des Grenz⸗ 
verlaufes und hatte Ausſprachen mit der Grenzlandbovölkerung ſelbſt. 
Es ergab ſich auch Gelegenheit, einen landwirtſchaftlichen Großbetrieb 
Jowie Siedlungen zu befichtigen; prähiſtoriſche Grabfunde im Kreiſe 
Militſch fanden beſonderes Interefje. In Breslau fand die Schlefien- 
fahrt ihren Abſchluß, nachdem eine Beſichtigung der Kartenausſtellung 
der Provinzialverwaltung ſtattgefunden und Vorträge des Landes- 
führers Schleſien des Bundes Deutscher Olten, Hraf York v. Warten⸗ 
burg, ſowie der Profeſſoren Dr. Laubert und Or. Geisler noch einmal 
einen Geſamtüberblick über die Oſtfrage ſowie Gelegenheit zur Einzel⸗ 
belehrung gegeben hatten. Die Teilnehmer an der Grenzfahrt brachten 
wiederholt ihre Empörung über den Widerſinn der neuen Grenze zum 
Ausdruck und gelobten, an ihren Univerſitäten und Hochſchulen dahin 
zu wirken, daß die Kenntnis von den Oſtfragen in immer größere 
Kreiſe des deutſchen Volkes dringe und das ganze deutſche Volke nach 
und nach mit einem aktiven Oſtbewußtſein erfüllt werde. 


deutſchen 


Theafergründungen durch den BDO. in der Oftmark. 


In den letzten 14 Jahren Jind die deutſchen Oſtgebiete beſonders 
ſtark in kultureller Hinſicht vernachläjligt worden. Große Aufgaben 
hat beſonders auf dieſem Gebiet der Bund Oeutſcher Oſten zu er⸗ 
füllen, dem die Neuordnung der Oftarbeit obliegt. Trotz der un- 
geheuren Schwierigkeiten iſt die Arbeit intenſiv in Angriff genommen 
und hat bereits zu einer Reihe von Erfolgen geführt. Lie letzte Nach⸗ 
richt hierüber kommt aus Bayern. Durch die Landesgruppe 
Bauern- Pfalz des Bundes Deutſcher Oſten iſt in Hof ein 
ſtaatliches Grenzland-Theater geſchaffen worden, deſſen Intendant der 
langjährige Oberjpielleiter des Nürnberger Stadt heaters, Pg. Karl 
Kroll it. Zur Eröffnung haben Staatsminiſter Schemm und 
Ejjer ihr bestimmtes Erscheinen zugeſagt. Das Theater wird am 
18. Oktober eröffnet. — Das Stadttheater in Paſſau in der 
Bayeriſchen Oſtmark, welches ſeit Jahren feine Pforten geſchloſſen 
hat, ſoll auf Veranlaſſung der Landesgruppe Bayern des BO. im 
kommenden Winter durch die bekannte Ludwig-TCho ma- 
Bühne in Cegernſee-Sgern bespielt werden. 

Ferner wurde durch die Landesgruppe Sachſen des BDO. 
ein Cheater in Annaberg (Erzgebirge) geſchaffen, deſſen Spielzeit 
Ende Oktober beginnen wird. 


Eingliederung in den BDO, 


Der Rheiniſch-Weſtfäliſche Hauptverband hei⸗ 
mattreuer Oft- und Weſtpreußen, dem ungefähr 30 ooo 
Mitglieder angehörten, ſowie die Landesgruppe Weit- 
deutſchland der Vereinigten Berbände heimat⸗ 
treuer Oberſchleſier haben ihre Auflöſung und die Ein- 
gliederung ihrer Mitglieder in den Bund Deutſcher Olten beſchloſſen. 

Serner hat der Neichsbund der Danziger befchlojfen. ſich 
aufzulöſen und die ihm angeſchloſſenen Vereine und Einzelmitglieser 
in den Bund Deutſcher Oſten einzugliedern. Die Belange des früheren 
Reichsbundes der Danziger werden durch eine beſondere Stelle in 
der Bundesführung des BDO. wahrgenommen, deren Leitung einem 
Danziger, Pg. Walter Menar d, übertragen worden iſt. Die in 
Deutschland lebenden Danziger Staatsangehörigen werden in einer 
Vereinigung zuſammengeſchloſſen, mit deren Gründung und Leitung 
Pg. Walter Menard beauftragt worden iſt. Anfragen ſind zu richten 
an Walter Menard, Spandau, Nuhlebener Str. 151. 

* 


Herbert Böhme, ein Dichter des Nationalſozialismus. 


Der Leiter des Bundesamtes für Oftfehrifttum im BDO, der 
Dichter Herbert Böhme, auf den wir wiederholt im „Ostland“ 
hingewieſen haben und der insbeſondere in jüngerer Zeit immer 
weiteren Kreisen bekanntgeworden iſt, ſtellte ſich in einer Sitzung des 
Kulturausſchuſſes der Slaubensbewegung „Deutſche Chriſten“ vor. Er 
las einige ſeiner Gedichte und vor allem ein Kapitel aus ſeinem 
Arbeitslager- Roman „Oommerſonnenwende“. Dieſes Werk 
wird einmal zu den bejten Schöpfungen kultureller Art im national 
Jozialijtifchen Staate gezählt werden müſſen. Die leidenjchaftliche 
innere Anteilnahme des jungen Dichters an dem gewaltigen Geſchehen 
der nationalſozialiſtiſchen Nevolution ſpricht ebenſo aus dieſem Buch 
wie das tiefe Einfühlungsvermögen in den neuen Geiſt, der ich in den 
Arbeitsdienſtlagern offenbart, den Geiſt der Kameradſchaft und der 
Einordnung in die Gemeinſchaft wie der Unterordnung unter den 
Führer. Was dieſe Schöpfung noch beſonders bedeutſam macht, iſt, 
daß ſie ſich mit dem ſehr ernſten Problem auseinanderſetzt, das heute 
von vielen jüngeren Menſchen gelöſt werden muß, die gewöhnt ſind, 
ehrlich um ihre geiſtige Freiheit und ihre neuen Erkenntnlſſe zu ringen. 
Es wird da nämlich von dem Kampfe eines jungen Kommuniſten mit 
ſich jelbſt berichtet und dargeftellt, wie trotz vieler Anfechtungen und 
eines ursprünglich hartnäckigen Widerſtandes die innere Hingabe an 
den QNafionaljozialismus aus dem Herzen dieſes jungen Menſchen 
ſelbſt herausgepreßt wird durch das Wirken des Führers und das 
Beilpiel des Gemeinſchaftsgeiſtes der Bewegung. Herbert Böhme, 
Leiter der Abteilung Wort in der Sunkjtunde Berlin, hat auch ein 
Sühnenwerk geschrieben, das den Titel „Volk — ein Schicksal“ 
trägt und das in der Uraufführung demnächſt von zahlreichen deulſchen 
Bühnen gebracht werden wird. 


Y Preusircı-Süddeurfäie ger Peet Rlafenlorterie 
Ei Achtellos G I. 3980927 
0 jetzt nur noch 3 KH. | 


Ziehung 3. Klaſſe am 20. und 21. Oktober. 
0 Derfinhen Sie daher bitte jet Ihr Glück bei 


„ 


N 


\ Berlin W 30, Geisbergſir. o, im poſtamt. 
100 pPoſtſcheckkonto: Berlin 352 22 


5 N De. Dütſchke, Staatl. Lotterie-Einnehmer 
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Preuß.Staats-Lotterie| Korrespondentin 


| für eine Forſchungsſtelle 


: Oftmärker! Provilionsfteit 


Glänzende Existenzen! 


beim 


Lose 1. Kl. am 10. f. 21. Oktober 


Zu haben bei Staatl. Lotterie-Einnehmer 


Loinnd, Beriin W 35, 


Potsdamer Str. 116a. 
Ecke Lützowstraße. 
trüber in Kattowitz, O.-S. Tel. Lütze w 3686. 


Berfammlungen, 


Ortsgruppe Magdeburg: Monatsverſammlung am 
16. d. M. bei Freddrich. Vorträge: Landesführer 
v. Mojfin über Oſtraumpolitik. Preſſewart Kuh- 
nisch: Lichtbildervortrag über Dauzig. 

Verein der Deutſchen aus Nakel und W ep 
Heröſtverſammlung am Sonntag, dem 15. Oktober, 
17 Uhr, Charlottenburger Vereinshaus und Feſtſäle 
Charlottenburg, Berliner Str. 61, Eingang Kirchhof⸗ 
ve: 2. Auſchließend gemütl. Beiſammenſein und 

anz. 


Familiennachrichten. 
Geſtorben: Konrektor Friedrich Thiedemann 
in Kerne i. W., fr. in Kaurode bei Kletzkow i. Poſ., 
am 98 „. A.; Apothekenbeſitzer Adalbert Zacken⸗ 
teils im Kattern bei Breslau (aus Thorn), am 3. 9., 
58 J.: Bäckermeiſter Ernft Böſe in Calbe (Saale), 
Bernburger Str. 54, fr. Kammthal, Kr. Samter; Frau 
Berta Ro dus in Erfurt, Borntalweg 65, fr. Gneſen, 
am 28. 9., 79 J. 


Bejahrte Oſtmärker: Werkſtättenvorſteher i. R. Wil⸗ 
en Schulz, fr. Liſſa in Poſen, am 10. 10. 70 J. 

lberne Hochzeit: Robert Leutloff, Berlin 
NR 21, Bundesratsufer 4, fr. Poſen, und Frau Hedwig, 
seh: afilewig, am 12. 10. (am 1.10. beging L. fein 
jähr. Geſchäftsjubiläum). 8 


Reichs archiv 


gesucht. 


Erforderlich polniſche, engliſche 
und franzöſiſche Sprachkenntniſſe, 
Stenographie und Schreibmaſchine. 
Bewerbungen mit Lebenslauf uſw. 
find zu richten an die Forſchungs⸗ 
ſtelle für Nachkriegsgeſchichte, beim 
Reichsarchiv in Potsdam. 


S EEE EEE 
Dumpfziegele! Wer kennt 


Dachſteinwerk, 2 Mill. 
Prod., N.⸗Schleſ. a. Od. 
52 Morg. Ton zu ver⸗ 
achten. Teilhaber oder 
erkauf. Zuſchr. unter 
3010 an das Oſtland 
erbeten. 


Br 
Oftmärker! 
Beachtet 


die Anzeigen im 
„Oſtland“! 


— ı 


Volk und Glaube 


iſt eine Zeitſchrift, die Ihnen Anregungen und 
Tatſachen aus der Deutſchen Glaubensbewe⸗ 
gung vermittelt. — Das Chriſtentum iſt orien- 
taliſcher Herkunft und baut ſich deshalb auf 
Dogmen auf, die für Millionen echtdeutſche 
Menſchen keine Glaubwürdigkeit mehr beſitzen. 


„Volk und Glaube“ 


zeigt Ihnen, wie ſchon Tauſenden, den Weg 
zum undogmatiſchen Deutſchen Gott⸗ 
glauben der nordiſchen Weſensart, a 
der der kommenden National⸗ 1 
kirche zugrundeliegen wird. 


Ein Probeheft, ſofort beſtellt, koſtet nur eine Poſtkarte an den 


Rig⸗Verlag Schweinfurt Main 


Aufbaukredit 


Berlin W. 30, Motzſtraße 22. 


Verwertung von 


für Grenz- u. Auslands deutsche G. m. b. N. 
Tel. B 5 Barbaroſſa 9061. 


6% Reichsschuldbuchforderungen 


durch Verkauf und Beleihung (im Rahmen 
der uns zur Verfügung stehenden Mittel) 


Beratung in Vermögersarlagen 
und alien Kreditangelegenheiten 


Abwicklung all.bankmäßigen Geschäfte 


Verlag: Bund Deutſcher Oſten E. V., Berlin W 30, Motzſtraße 22 — Fernruf: B 5 Barbaroſſa 9061 — Poſtſcheckkonto: Berlin 104726. 


die jetzige Anſchrift 
der Herren Otto und 
Gottlieb Eiſing aus 
Krotoſchin, des Herrn 
Chriſtian Schulz aus 
Oſtrowitz, Finanzamt 
Brieſen, der Lucia 
Riedel u. Margarete 
Kliem, Finanzamt 
Samter, des Herrn 
Stefan Weimann a. 
Lowin, Kreis Birn⸗ 
baum. Es handelt 
ſich um die Emi⸗ 
grantenſteuer. Gef. 
Angaben unter 3011 
an das Oſtland erb. 


Verkaufe 


meine Molkerei. 
19 Kühe, 2 Pferde, 
5 Schweine, dazu ge⸗ 
hörendes Inventar, 
außerdem noch ein 
Milch⸗ und Lebens⸗ 
mittelgeſchäft, weg. 
Krankheit u. Weg⸗ 
zug aufs Land. Off. 
unter 3008 an das 
Oſtland erbeten. 


a 


Verkaufe 


mein in Kummer: 
nick 13, Glogau⸗Land, 
a. Bahn gel., maſſiv. 
ſchön. Landhaus 
u. Stallung. 4 Stub., 
Küche, Keller, Acker, 
Wieſe, Obſt⸗ u. Ge⸗ 
müſegart., zuſ. 3Mrg., 
auch für Friſeur und 
Schneider geeignet, 
da keiner am Ort. 
e Licht und 
Waſſerleitung. Preis 
7500 Mark. Emil 
Behrend, Beſitzer. 


Pr. Klass.-Lolterie 


Lose 1. l. 
Lillie Staatl. Lotterie- 


Einnahme 
Stettin, Augustastr. S 


(früher Hohensalza.) 


Anzahlung M. 


Landhausgroͤſtck., Nähe Ebers- 
walde (200 m Waſſerfront) 
Land haus-Villa oberbayr. Stils 
i. bekannt. oberbayr. Sommer- 


13.000 


friſchenort (evtl, Tauſchl), n. Vereindg. 


6-Familien-Wohnhs. m. gewerbl. 
Räumen in Nlecklbg., Nähe 
Karoo 
Geſchäftsgroͤſt. mit Kohlen⸗ und 
Kartoffelhandlg. i. d. Grenz- 
mark, Nähe Steinau (Oder) . 
Mahl- u. Ölmühle u. Schälerei 
(5 t Cagesleiſtg.) m. Wohnhs., 
in bedeut. Stadt der Nieder- 
lauſ ite 
Kurhaus m. mod. Einrichtg. a. d. 
Peripherie v. Dresden 
Sajthofgrundjtück m. 9 Fremden- 
zimmern, Seſtſaal (400 Perſ.) 
m. Bühne, kl- Saal, i. bedeut. 
Induſtrieſtadt Chüringens . 
Geſchäftsgroͤſt. m. gutfund. Slei⸗ 
ſcherei in Bitterfedd . 
Villengroſt. in Friedland 
Waſſermühle (Turbinenantr.) m. 
groß. landwirtſch. Betrieb im 
Kreiſe Purit z 
Wohn- und Geſchäftsgrdſt. mit 
Bierverlag u. Sauerkohlfabrik 
in bekannter Stadt der Prov. 
Sachſen 
Weltſtädt. Konzertcafé i. Srank- 
furt a. MW. reis: 
Geschäfts- und Wohngrdͤſtck. mit 
erſtkl. Wirtſchaftsartikelgeſch. 
in Kreisstadt. der Mark, etwa 
50 km von Berlin 
Villengrdſt. (8 Räume) b. Bad 
Warmbrunn im Nieſengeb. 
Hotelgröft. in Kreisſtadt Pomm. 
Villa mit Blick auf den Rhein, 
nahe Wiesbaden, Mainz und 


Frankfurt a. Main 
Sabrikgröft. m. Wohnhs.-Villa 5 
in Ind.⸗Ort des Erzgeb., n. Vereinbg. 


Holl. Wind- u. Motormühle im 
Kreiſe Nuppin 
Drahtzaun- u. Brunnenfabrik b. 
Berlin reis: 
Wohn- u. Geſchäftshaus a. der 
Peripherie v. Berlin, m. Ko⸗ 
lonialwarengeſchäft einſchließl. 
Filiale am gleichen Ort und 
Wanderbetrieb i. d. Umg. 
Penſionsvilla (20 Sim.) i. Harz 
Hotel- u. Rejtaurationsgrdft. m. 
Café, Nähe Landsberg 


Villa in Berlin-Reinickendorf . 


Fabrikgrdſt. in Oppeln (zur Einr. 
einer Neparaturwerkſtatt mit 
Cankſtelle geeignet)) 
Penſionsgrdͤſtck. (Erholungsheim, 
Vollkonzeſſ.) i. d. Neumark 
Wohn- und Geſchäftshaus (Eck- 
grundſtück) in Freiburg (Brsg.) 
Hotel (25 Sim.) in Heſſen-Naſſau 
(Lahntaſ j 
Wohn- u. Seſchäftsgrdſt. . d. 
Nähe v. Pirna (Sächſ. Schw.) 
Geſchäftsgrdſt. (Spielwaren- und 
Kinderwagen-Holg.) in Sroß— 
ſtadt d. Prov. Sachſen . 
Geſchäftsgroͤſtck. (Slas-, Por- 
zellau-, Galauterie- u. Spiel- 
waren, Haus- u. Küchengeräte) 


25 000 


25 O00 


u. Vereinbg. 


45 000 


25 00 


. 25000, 


30 doo 


10.000 
lo ooo 


. 15009 


15 900 


Is ooo 


45 009 


30 O 


Is ooo 


27 500 


. n. Vereinbg. 


20 000 


. 25.000 


in mittl. Stadt Schlefiens, n. Vereinbg. 
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